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SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 

YVES BOT 

vom 1 1 . September 2007 1 

1. Die Freiheit des Kapitalverkehrs gilt im 
Gegensatz zu anderen Freiheiten nach dem 
EG-Vertrag nicht nur zwischen den Mit­
gliedstaaten. Sie verbietet auch Beschrän­
kungen von Kapitalbewegungen zwischen 
Mitgliedstaaten und Drittstaaten. Im vor­
liegenden Vorabentscheidungsverfahren hat 
der Gerichtshof zu entscheiden, ob diese 
Verkehrsfreiheit in den Beziehungen zwi­
schen den Mitgliedstaaten und den Dritt­
staaten die gleiche Bedeutung hat wie im 
Gemeinschaftsrahmen. 

2. Dieses Verfahren beruht auf einem Streit 
über die Gewährung einer Befreiung einer 
natürlichen Person mit Wohnsitz in Schwe­
den von der Einkommensteuer für Dividen­
den, die sie von einer Gesellschaft mit Sitz in 
der Schweiz in Form von Aktien bezogen 
hat, die diese an einer Tochtergesellschaft 
hält. 

3. Nach geltendem schwedischem Recht 
hängt diese Steuerbefreiung von mehreren 
Voraussetzungen ab. Das Königreich Schwe­
den hat aufgrund des Standpunkts, dass es 

die Einhaltung dieser Voraussetzungen kon­
trollieren können müsse, wenn die ausschüt­
tende Gesellschaft ihren Sitz im Ausland hat, 
festgelegt, dass diese Befreiung nur gewährt 
werden kann, wenn diese Gesellschaft ihren 
Sitz in einem Staat innerhalb des Euro­
päischen Wirtschaftsraums (EWR) oder in 
einem Staat hat, mit dem Schweden ein 
Steuerabkommen geschlossen hat, das eine 
Vorschrift über den Informationsaustausch 
enthält. 

4. Es geht um die Frage, ob solche Rechts­
vorschriften als eine Beschränkung des Kapi­
talverkehrs im Sinne von Art. 56 Abs. 1 EG 
zu betrachten sind und ob eine solche 
Beschränkung gegebenenfalls gerechtfertigt 
sein kann. 

5. In meinen Schlussanträgen werde ich 
darlegen, dass die Begriffe „Kapitalverkehr" 
und „Beschränkung" im Sinne von Art. 56 
Abs. 1 EG die gleiche Bedeutung sowohl für 
den Kapitalverkehr zwischen Mitgliedstaaten 
und Drittstaaten als auch für den Kapital­
verkehr zwischen Mitgliedstaaten haben 
müssen. Ich werde daher zu dem Ergebnis 
kommen, dass die fraglichen nationalen 
Rechtsvorschriften tatsächlich eine Be­
schränkung einer Kapitalbewegung im Sinne 
dieses Artikels darstellen. 1 — Originalsprache: Französisch. 
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6. Anschließend werde ich prüfen, inwieweit 
diese Beschränkung gerechtfertigt sein kann. 

7. Die Notwendigkeit, die Wirksamkeit von 
Steuerkontrollen sicherzustellen, kann eine 
Beschränkung der Freiheit des Kapitalver­
kehrs rechtfertigen, wenn die betreffende 
Maßnahme zur Erreichung dieses Zieles 
geeignet ist und nicht über das hinausgeht, 
was zur Erreichung dieses Zieles erforderlich 
ist. Ich werde darlegen, dass dieser Grund für 
eine Beschränkung es in den Beziehungen 
zwischen Mitgliedstaaten und Drittstaaten 
rechtfertigen kann, dass die Gewährung 
eines Steuervorteils vom Abschluss eines 
Abkommens abhängig gemacht wird, das 
einen Informationsaustausch vorsieht, falls 
dieser Vorteil im innerstaatlichen Recht von 
Voraussetzungen abhängig ist, deren Vor­
liegen die Steuerbehörden des betreffenden 
Mitgliedstaats nicht mit eigenen Mitteln 
nachprüfen können. 

8. Ich werde daraus den Schluss ziehen, dass 
die betreffende Beschränkung mit den 
Art. 56 EG und 58 EG vereinbar ist, wenn 
das nationale Gericht feststellt, dass die 
Befreiung von der Einkommensteuer für 
Dividenden, die in Form von Aktien an einer 
Tochtergesellschaft ausgeschüttet werden, 
von Voraussetzungen abhängig ist, deren 
Vorliegen die nationalen Steuerbehörden 
des Mitgliedstaats nur aufgrund von Infor­
mationen nachprüfen können, die allein die 
zuständigen Behörden des Staates erlangen 
können, in dem die ausschüttende Mut­
tergesellschaft ihren Sitz hat. 

1 — Die nationale Regelung 

9. Aufgrund des schwedischen Gesetzes 
Nr. 1229 von 1999 2 unterliegen Dividenden, 
die von einer Aktiengesellschaft an eine 
natürliche Person ausgeschüttet werden, 
normalerweise der Einkommensteuer. 

10. Gemäß Kapitel 42 § 16 des schwedischen 
Gesetzes gehören Dividenden, die von einer 
schwedischen Aktiengesellschaft in Form 
von Aktien einer Tochtergesellschaft aus­
geschüttet werden, nicht zum zu versteuern­
den Einkommen, wenn 

1. die Ausschüttung proportional zu den 
im Besitz des Steuerpflichtigen befind­
lichen Aktien der Muttergesellschaft 
erfolgt; 

2. die Aktien der Muttergesellschaft an der 
Börse notiert werden; 

3. sämtliche Anteile der Muttergesell­
schaft an der Tochtergesellschaft aus­
geschüttet werden; 

2 — Inkomstskattelagen 1999:1229 (Einkommensteuergesetz 
[1999:1229]; im Folgenden: schwedisches Gesetz). 
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4. die Anteile an der Tochtergesellschaft 
nach der Ausschüttung nicht von einem 
Unternehmen gehalten werden, das zu 
demselben Konzern wie die Mutterge­
sellschaft gehört; 

5. die Tochtergesellschaft eine schwedi­
sche Aktiengesellschaft oder eine aus­
ländische Gesellschaft ist und 

6. die Haupttätigkeit der Tochtergesell­
schaft in einer gewerblichen Tätigkeit 
oder in dem direkten oder indirekten 
Halten von Anteilen an solchen Gesell­
schaften besteht, die hauptsächlich ge­
werblich tätig sind und an denen die 
Tochtergesellschaft unmittelbar oder 
mittelbar Anteile mit einer Gesamtstim­
menzahl hält, die mehr als die Hälfte 
der Stimmrechte aus sämtlichen Antei­
len am Unternehmen ausmacht. 

11. Diese Vorschriften treten erstmals 1992 
in Kraft und galten nur für Ausschüttungen 
schwedischer Aktiengesellschaften. Sie wur­
den 1994 aufgehoben und 1995 erneut 
eingeführt. 

12. Die schwedische Regierung trägt vor, 
dass diese Rechtsvorschriftendie Umstruk­

turierung von Unternehmen und die Teilung 
von Gesellschaften erleichtern sollten. Auf­
grund dieser Rechtsvorschriften könne ein 
Aktionär, der Ausschüttungen einer Mut­
tergesellschaft in Form von Aktien erhalten 
habe, die diese an einer Tochtergesellschaft 
halte, die Besteuerung dieser Ausschüttun­
gen bis zum Verkauf der erhaltenen Aktien 
hinausschieben. 

13. Diese Ausschüttungen werden der 
schwedischen Regierung zufolge nicht be­
steuert, weil die Anteile an der Muttergesell­
schaft so behandelt werden, als ob sie ihren 
Wert in Höhe der Anteile an der Tochter­
gesellschaft verloren hätten. In Wirklichkeit 
bewirke diese Ausschüttung lediglich, dass 
die mittelbaren Eigner der Tochtergesell­
schaft deren unmittelbare Eigentümer wür­
den, ohne dass der Wert der gehaltenen 
Aktien sich ändere. Im Zeitpunkt der Aus­
schüttung werde der Preis für den Erwerb 
von Aktien der Muttergesellschaft auf diese 
und die Aktien an der Tochtergesellschaft 
aufgeteilt. Bei der Übertragung werde der 
Gewinn oder der Verlust an Kapital mithin 
aufgrund des entsprechenden Teils des Er­
werbspreises bestimmt. 

14. Gemäß dem 2001 in Kapitel 42 des 
schwedischen Gesetzes hinzugefügten § 16a 
gilt die Steuerbefreiung nach Kapitel 42 § 16 
auch dann, wenn die Ausschüttung in Form 
von Aktien durch eine ausländische Gesell­
schaft erfolgt, die einer schwedischen Akti­
engesellschaft entspricht, wenn sie in einem 
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Staat innerhalb des EWR oder in einem Staat 
ansässig ist, mit dem Schweden ein Steuer­
abkommen geschlossen hat, das eine Vor­
schrift über einen Informationsaustausch 
enthält. 

15. Am 7. Mai 1965 schlössen die Schweiz 
und das Königreich Schweden ein Abkom­
men zur Vermeidung der Doppelbesteue­
rung auf dem Gebiete der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen 3. Die Ver­
teilung der Befugnis zur Besteuerung von 
Dividenden ist in Art. 10 des Abkommens 
geregelt 4. 

16. Das Abkommen enthält keine Vorschrift 
über einen Informationsaustausch zwischen 
den zuständigen Behörden der beiden Ver­
tragsstaaten. Art. 27 sieht ein Verständi­
gungsverfahren zwischen diesen Behörden 
vor, um eine dem Abkommen nicht ent­
sprechende Besteuerung zu vermeiden und 
etwaige Schwierigkeiten oder Zweifel bei 

dessen Auslegung oder Anwendung zu be­
seitigen 5. 

17. Ferner ergibt sich aus Nr. 5 des beim 
Abschluss des Abkommens erstellten Ver-
handlungs- und Unterzeichnungsprotokolls, 
dass die Schweizer Delegation der Meinung 
war, die Gesichtspunkte, die Gegenstand 
eines Informationsaustauschs sein können 
sollten, müssten allein die sein, die für eine 
ordnungsgemäße Anwendung des Abkom­
mens erforderlich seien und eine miss-
bräuchliche Anwendung vermeiden hälfen. 
Der gleichen Nummer ist zu entnehmen, 
dass das Königreich Schweden diese Erklä­
rung zur Kenntnis genommen und auf eine 
ausdrückliche Abkommensvorschrift über 
den Informationsaustausch verzichtet hat. 

18. Im Übrigen ist am 17. August 1993 
zwischen der Schweiz und dem Königreich 

3 — Im Folgenden: Abkommen. 

4 — Art. 10 Abs. 1 des Abkommens bestimmt, dass Dividenden, 
die eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft an eine 
in dem anderen Vertragsstaat ansässige Person zahlt, in dem 
letztgenannten Staat besteuert werden. Art. 10 Abs. 2 des 
Abkommens legt indessen fest, dass diese Dividenden im Staat 
der Ansässigkeit der ausschüttenden Gesellschaft bis zur Höhe 
von 15 % ihres Bruttobetrags besteuert werden können. Für 
den Fall, dass dies zu einer Besteuerung der Dividenden in 
beiden Vertragsstaaten führt, enthält Art. 25 des Abkommens 
eine Regelung. Danach muss eine in Schweden ansässige 
natürliche Person, die Dividenden von einer in der Schweiz 
ansässigen Gesellschaft bezieht, den Abzug der in der Schweiz 
gezahlten Einkommensteuer von ihrer Einkommensteuer in 
Schweden beantragen. 

5 — Art. 27 lautet wie folgt: 
„1. Ist eine in einem Vertragsstaat ansässige Person der 
Auffassung, dass die Maßnahmen eines Vertragsstaates oder 
beider Vertragsstaaten für sie zu einer Besteuerung geführt 
haben oder führen werden, die diesem Abkommen nicht 
entspricht, so kann sie unbeschadet der nach innerstaatlichem 
Recht dieser Staaten vorgesehenen Rechtsmittel ihren Fall der 
zuständigen Behörde des Vertragsstaates unterbreiten, in dem 
sie ansässig ist. 
2. Hält diese zuständige Behörde die Einwendung für 
begründet und ist sie selbst nicht in der Lage, eine 
befriedigende Lösung herbeizuführen, so wird sie sich 
bemühen, den Fall durch Verständigung mit der zuständigen 
Behörde des anderen Vertragsstaates so zu regeln, dass eine 
dem Abkommen nicht entsprechende Besteuerung vermieden 
wird. 
3. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden sich 
bemühen, Schwierigkeiten oder Zweifel, die bei der Auslegung 
oder Anwendung des Abkommens entstehen, in gegen­
seitigem Einvernehmen zu beseitigen. Sie können auch 
übereinkommen, wie eine Doppelbesteuerung in Fällen, die 
in dem Abkommen nicht behandelt werden, vermieden 
werden kann. 
4. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können zur 
Herbeiführung einer Einigung im Sinne der vorstehenden 
Absätze unmittelbar miteinander verkehren. Erscheint ein 
mündlicher Meinungsaustausch für die Herbeiführung der 
Einigung zweckmäßig, so kann ein solcher Meinungsaus­
tausch in einer Kommission durchgeführt werden, die aus 
Vertretern der zuständigen Behörden der Vertragsstaaten 
besteht." 
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Schweden eine besondere Vereinbarung (im 
Folgenden: Vereinbarung) zur Ausführung 
der Art. 10 und 11 des Abkommens ge­
troffen worden 6. Diese Vereinbarung legt 
zum einen das Verfahren, das ein Einzelner 
zu befolgen hat, um eine Steuerbefreiung 
nach diesen Art. 10 und 11 zu erhalten, und 
zum anderen die Behandlung solcher An­
träge durch die Steuerbehörden der Ver­
tragsstaaten fest. 

II — Das Ausgangsverfahren und die 
Vorabentscheidungsfrage 

19. A, eine in Schweden ansässige natürliche 
Person, besitzt Aktien der Gesellschaft X, 
deren Sitz sich in der Schweiz befindet und 
die beabsichtigt, als Gewinnausschüttung 
Aktien zu übertragen, die sie an einer ihrer 
Tochtergesellschaften hält. A beantragte 
beim Skatterättsnämnd (Steuerrechtsaus-
schuss) einen Vorbescheid über die Frage, 
ob die Gewinnausschüttung steuerfrei ist. A 
gab an, dass X eine ausländische Gesellschaft 
sei, die einer schwedischen Aktiengesell­
schaft entspreche, und dass die Vorausset­
zungen für die Steuerfreiheit nach schwedi­
schem Recht mit Ausnahme derjenigen, die 
sich auf den Standort dieser Gesellschaft 
beziehe, erfüllt seien. 

20. In dem am 19. Februar 2003 zugestellten 
Vorbescheid antwortete der Skatterätts­

nämnd, dass die geplante Ausschüttung in 
Anwendung der Vertragsvorschriften über 
die Freiheit des Kapitalverkehrs steuerbefreit 
sei. 

21. Er vertrat zum einen die Auffassung, 
dass die Voraussetzung von Kapitel 42 § 16 
des schwedischen Gesetzes, wonach eine 
Vorschrift über den Informationsaustausch 
gelten müsse, nicht erfüllt sei. Diese Voraus­
setzung beziehe sich auf eine Zusammen­
arbeit im Sinne von Art. 26 des OECD-
Musterabkommens; eine solche Vorschrift 
finde sich in den mit der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft geschlossenen Abkom­
men nicht. 

22. Zum anderen stellte der Skatterätts­
nämnd fest, dass es sich bei der betreffenden 
Ausschüttung um Kapitalverkehr handele 
und die fehlende Steuerbefreiung als eine 
Beschränkung im Sinne des Art. 56 EG zu 
betrachten sei. Diese Beschränkung sei nicht 
durch Art. 57 Abs. 1 EG gedeckt, da der 
betreffende Kapitalverkehr nicht mit einer 
Direktinvestition im Zusammenhang stehe. 

23. Der Skatterättsnämnd stellte sich dann 
auf den Standpunkt, dass diese Einschrän-

6 — Art. 11 regelt die Aufteilung der Besteuerungsbefugnis für 
Zinsen. 
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kung, die darauf zurückgehe, dass es dem 
Skatteverk (Finanzamt) selbst nicht möglich 
sei, die Einhaltung der Voraussetzungen für 
die Steuerbefreiung zu überprüfen, außer 
Verhältnis zu diesem Ziel stehe, auch wenn 
die Vorschriften der Richtlinie 77/799/EWG 
des Rates 7 im Rahmen der Beziehungen zur 
Schweiz nicht anwendbar seien. Die Verein­
barung scheine der schwedischen Steuer­
verwaltung gewisse Möglichkeiten zu bieten, 
Auskünfte einzuholen, die zur Durchführung 
der schwedischen Steuerrechtsvorschriften 
erforderlich seien; außerdem könne dem 
Steuerpflichtigen A Gelegenheit gegeben 
werden, selbst nachzuweisen, dass sämtliche 
Voraussetzungen nach schwedischem Recht 
erfüllt seien. 

24. Das Skatteverk hat diesen Bescheid beim 
Regeringsrätt (Oberverwaltungsgericht) 
(Schweden) angefochten. 

25. Das Skatteverk machte geltend, dass die 
Vertragsvorschriften über die Freiheit des 
Kapitalverkehrs bei Kapitalbewegungen zwi­
schen Mitgliedstaaten und Drittländern, 
insbesondere Ländern, die sich einem Infor­
mationsaustausch zu Zwecken steuerlicher 
Kontrolle widersetzten, nicht ausreichend 
klar seien. Angesichts der sehr begrenzten 
Möglichkeiten, Informationen zu erhalten, 
müsse die im Ausgangsverfahren in Rede 
stehende Beschränkung wegen des Rechts 
der Mitgliedstaaten zur Aufrechterhaltung 
einer wirksamen Steuerkontrolle als zulässig 

angesehen werden. Ein solcher Grund sei in 
der Rechtsprechung als ein im Allgemein­
interesse liegender Grund anerkannt wor­
den, der eine Beeinträchtigung der Aus­
übung der Vertragsfreiheiten rechtfertigen 
könne. 

26. A machte dagegen geltend, dass die 
betreffende Beschränkung nicht gerechtfer­
tigt sei, weil der betreffende Steuerpflichtige 
verpflichtet werden könne, den Nachweis zu 
erbringen, dass sämtliche Voraussetzungen 
für die Steuerbefreiung erfüllt seien. 

27. Das vorlegende Gericht hat beschlossen, 
das Verfahren auszusetzen und dem Ge­
richtshof folgende Frage zur Vorabentschei­
dung vorzulegen: 

Verbieten es die Vorschriften über den freien 
Kapitalverkehr zwischen Mitgliedstaaten und 
einem Drittland, in einem Fall wie dem 
vorliegenden bei A die Gewinnausschüttun­
gen von X zu besteuern, weil X nicht in 
einem Staat innerhalb des EWR oder in 
einem Staat ansässig ist, mit dem [das 
Königreich] Schweden ein Steuerabkommen 
geschlossen hat, das eine Vorschrift über den 
Informationsaustausch enthält? 

7 — Richtlinie vom 19. Dezember 1977 über die gegenseitige 
Amtshilfe zwischen den zuständigen Behörden der Mitglied­
staaten im Bereich der direkten Steuern (ABl. L 336, S. 15). 
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III — Untersuchung 

28. Vorab sei darauf hingewiesen, dass bis 
heute die direkten Steuern, zu denen die 
Besteuerung von Dividenden gehört, zwar in 
die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten fallen, 
diese ihre Befugnisse aber unter Wahrung 
des Gemeinschaftsrechts, insbesondere der 
durch den Vertrag eingeführten Verkehrs -
freiheiten, ausüben müssen 8. 

29. Es ist weiter darauf hinzuweisen, dass die 
Vereinbarkeit der streitigen Regelung mit 
dem Gemeinschaftsrecht entsprechend dem 
Antrag des vorlegenden Gerichts an der Elle 
der Vertragsvorschriften über den freien 
Kapitalverkehr zu messen ist. 

30. Der Rechtsprechung ist nämlich zu 
entnehmen, dass eine nationale Regelung, 
die den Bezug von Dividenden einer Steuer 
unterwirft, deren Satz vom Ursprung der 
Dividenden, ob aus inländischer oder aus­
ländischer Quelle, abhängt, ohne dass dabei 
der Umfang der Beteiligung des Anteils­
eigners an der ausschüttenden Gesellschaft 
berücksichtigt wird, sowohl unter Art. 43 EG 
über die Niederlassungsfreiheit als auch 
unter Art. 56 EG über den freien Kapital­
verkehr fallen kann 9. 

31. Es steht ebenfalls fest, dass das Kapitel 
des Vertrags über das Niederlassungsrecht 
keine Bestimmung enthält, die dessen An­
wendungsbereich auf Sachverhalte erstreckt, 
die die Niederlassung eines Staatsangehöri­
gen eines Mitgliedstaats oder einer nach dem 
Recht eines Mitgliedstaats gegründeten Ge­
sellschaft in einem Drittland betreffen 10. 

32. Da der im Ausgangsverfahren vorliegen­
de Sachverhalt den Fall betrifft, dass eine 
Gesellschaft mit Sitz in einem Drittstaat 
Dividenden an einen Aktionär mit Wohnsitz 
in einem Mitgliedstaat ausschüttet, kann nur 
eine Anwendung der Vertragsvorschriften 
über den freien Kapitalverkehr in Frage 
kommen. 

33. Mit seiner Vorabentscheidungsfrage will 
das vorlegende Gericht im Kern wissen, ob 
die Art. 56 EG und 58 EG dahin auszulegen 
sind, dass es sich bei einer Regelung, wonach 
Dividenden, die in Form der Übertragung 
von Aktien an einer Tochtergesellschaft 
ausgeschüttet werden, bei Erfüllung mehre­
rer Voraussetzungen nur dann von der 
Einkommensteuer befreit werden können, 
wenn die ausschüttende Muttergesellschaft 
in einem Land des EWR oder in einem Staat 
ansässig ist, mit dem der Mitgliedstaat ein 
Steuerabkommen geschlossen hat, das eine 
Vorschrift über den Informationsaustausch 

8 — Urteil vom 24. Mai 2007, Holböck (C-157/05, Slg. 2007, 
1-4051, Randnr. 21 und die dort angeführte Rechtsprechung). 

9 — Ebd. (Randnr. 24 und die dort angeführte Rechtsprechung). 10 — Ebd. (Randnr. 28 und die dort angeführte Rechtsprechung). 
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enthält, um eine Beschränkung des Kapital­
verkehrs handelt, und, falls ja, ob diese 
Beschränkung gerechtfertigt ist. 

34. Diese Frage umfasst zwei Teilfragen. 
Zunächst haben wir zu ermitteln, ob die 
betreffende Regelung als eine Beschränkung 
des Kapitalverkehrs im Sinne von Art. 56 
Abs. 1 EG zu verstehen ist. Dann ist, wenn 
diese erste Teilfrage zu bejahen ist, zu 
prüfen, ob eine solche Beschränkung ge­
rechtfertigt sein kann. 

35. Vor der Prüfung dieser beiden Fragen 
dürfte es nützlich sein, zum einen den Inhalt 
der Vertragsvorschriften über den freien 
Kapitalverkehr und die Hauptstufen seiner 
Entwicklung in Erinnerung zu rufen und 
zum anderen kurz den Stand der geltenden 
Vorschriften über den Informationsaus­
tausch bei den direkten Steuern auf Gemein­
schaftsebene und in den Beziehungen zwi­
schen Mitgliedstaaten und Drittstaaten dar­
zulegen. 

A — Die Vertragsvorschriften über den freien 
Kapitalverkehr 

36. Die Vertragsvorschriften über den freien 
Kapitalverkehr umfassen einen Grundsatz, 

der in Art. 56 EG festgelegt ist, und Ein­
schränkungen dieses Grundsatzes, die in den 
Art. 57 EG bis 60 EG vorgesehen sind. 

1. Die Anerkennung des Grundsatzes des 
freien Kapitalverkehrs 

37. Der Kapitalverkehr zwischen den Mit­
gliedstaaten einerseits und diesen Staaten 
und den Drittstaaten andererseits ist zuneh­
mend liberalisiert worden. 

38. Im Vertrag von Rom zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft war 
der Kapitalverkehr innerhalb und nach au­
ßerhalb der Gemeinschaft in verschiedenen 
Vorschriften von geringer Verbindlichkeit 
geregelt. Innerhalb der Gemeinschaft waren 
die Mitgliedstaaten gemäß Art. 67 EWG-
Vertrag (später Art. 67 EG-Vertrag, dann 
aufgehoben durch den Vertrag von Amster­
dam) lediglich verpflichtet, während der 
Übergangszeit Beschränkungen des Kapital­
verkehrs schrittweise zu beseitigen, „[s]oweit 
es für das Funktionieren des Gemeinsamen 
Marktes notwendig ist". Für den auswärtigen 
Bereich sah Art. 70 EWG-Vertrag (später 
Art. 70 EG-Vertrag, dann aufgehoben durch 
den Vertrag von Amsterdam) lediglich eine 
schrittweise Koordinierung der Devisenpoli­
tik der Mitgliedstaaten gegenüber dritten 
Ländern vor. 
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39. Angesichts der geringen Verbindlichkeit 
des Art. 67 des Vertrags vertrat der Gerichts­
hof die Auffassung, dass dieser Vorschrift am 
Ende der Übergangszeit anders als bei den 
Artikeln des Vertrags zur Begründung der 
übrigen Verkehrsfreiheiten keine unmittel­
bare Wirkung zukomme, erkannte allerdings 
an, dass die Freiheit des Kapitalverkehrs 
ebenfalls eine der „Grundfreiheiten" des 
Vertrags darstelle 11. 

40. Mit der Richtlinie 88/361/EWG des 
Rates 12 wurde eine wichtige Etappe erreicht. 
Diese Richtlinie sah die vollständige und 
bedingungslose Liberalisierung des Kapital­
verkehrs zwischen den Mitgliedstaaten vor, 
da ihr Art. 1 bestimmte, dass die Mit­
gliedstaaten die Beschränkungen des Kapi­
talverkehrs zwischen den Gebietsansässigen 
in den Mitgliedstaaten beseitigen. Die Frist 
für die Erfüllung dieser Pflicht durch die 
Mitgliedstaaten lief am 1. Juli 1990 ab. In 
seinem Urteil vom 23. Februar 1995, Bor-
dessa u. a. 13, hat der Gerichtshof entschie­
den, dass Art. 1 der Richtlinie 88/361 
unmittelbare Wirkung zukomme. 

41. Für den auswärtigen Bereich waren die 
Vorschriften der Richtlinie 88/361 weniger 
verbindlich, da sich nach ihrem Art. 7 die 
Mitgliedstaaten lediglich zu bemühen hatten, 

in dem Verfahren, das sie auf die Transfers 
im Zusammenhang mit dem Kapitalverkehr 
mit Drittländern anwenden, den gleichen 
Liberalisierungsgrad wie bei Transaktionen 
mit den Gebietsansässigen der anderen Mit­
gliedstaaten zu erreichen. 

42. Der Vertrag über die Europäische Union 
stellte die zweite wichtige Etappe in diesem 
Liberalisierungsprozess dar. Formell betrach­
tet sah dieser Vertrag ab dem 1. Januar 1994 
die Ersetzung der Art. 67 bis 73 EWG-
Vertrag (später Art. 73 EG-Vertrag, dann 
aufgehoben durch den Vertrag von Amster­
dam) durch die Art. 73b bis 73g EG-Vertrag 
(später Art. 56 EG bis 60 EG) vor. 

43. In materieller Hinsicht hat der EU-
Vertrag aus dem freien Kapitalverkehr eine 
durch den Vertrag garantierte Grundfreiheit 
für den Kapitalverkehr nicht nur zwischen 
den Mitgliedstaaten, sondern auch zwischen 
den Mitgliedstaaten und dritten Ländern 
gemacht. So sind gemäß Art. 73b Abs. 1 
EG-Vertrag (jetzt Art. 56 Abs. 1 EG) „[i]m 
Rahmen der Bestimmungen dieses Kapitels 
... alle Beschränkungen des Kapitalverkehrs 
zwischen den Mitgliedstaaten sowie zwis­
chen den Mitgliedstaaten und dritten Län­
dern verboten". 

11 — Urteil vom 11. November 1981, Casati (203/80, Slg. 1981, 
2595, Randnr. 8). 

12 — Richtlinie vom 24. Juni 1988 zur Durchführung von Artikel 67 
des Vertrages (ABl. L 178, S. 5). 

13 — C-358/93 und C-416/93, Slg. 1995, I-361, Randnr. 34. 
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44. Angesichts der Genauigkeit und Voraus -
setzungslosigkeit dieser Vorschrift hat der 
Gerichtshof in seinem Urteil vom 14. Dezem­
ber 1995, Sanz de Lera u. a. 14, entschieden, 
dass der Grundsatz des freien Kapitalver­
kehrs unmittelbare Wirkung habe, da er 
Beschränkungen sowohl zwischen den Mit­
gliedstaaten als auch zwischen den Mit­
gliedstaaten und dritten Ländern verbiete 15. 

45. Der am 1. Mai 1999 in Kraft getretene 
Vertrag von Amsterdam hat die Artikel des 
Vertrags neu nummeriert und in Art. 56 
Abs. 1 EG die Vorschriften des Art. 73b 
Abs. 1 des Vertrags übernommen. 

2. Die Beschränkungen des Grundsatzes des 
freien Kapitalverkehrs 

46. Die Beschränkungen des Grundsatzes 
des freien Kapitalverkehrs umfassen zwei 
Arten von Vorschriften, zum einen die 
Schutzmaßnahmen und zum anderen die 
Ausnahmevorschriften. 

a) Die Schutzmaßnahmen 

47. Die Schutzmaßnahmen sind in den 
Art. 59 EG und 60 EG festgelegt. Sie 
betreffen nur dritte Länder. Sie sind vor­
übergehender Natur und sollen eine Antwort 
auf außergewöhnliche Umstände geben. 

48. Art. 59 EG sieht eine Antwort auf 
wirtschaftliche Schwierigkeiten vor. Nach 
dieser Vorschrift kann der Rat mit qualifi­
zierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommis­
sion und nach Anhörung der Europäischen 
Zentralbank, falls Kapitalbewegungen nach 
oder aus dritten Ländern unter außerge­
wöhnlichen Umständen das Funktionieren 
der Wirtschafts- und Währungsunion 
schwerwiegend stören oder zu stören dro­
hen, gegenüber dritten Ländern Schutzmaß­
nahmen mit einer Geltungsdauer von höch­
stens sechs Monaten treffen, wenn diese 
unbedingt erforderlich sind. 

14 — C-163/94, C-165/94 und C-250/94, Slg. 1995, I-4821. 

15 — Der Gerichtshof hat, obwohl die Ausgangsverfahren die 
Ausfuhr von Devisen in dritte Länder betrafen, die Auffas­
sung vertreten, dass „Artikel 73b Absatz 1 des Vertrages, in 
dem der Grundsatz des freien Kapitalverkehrs zwischen den 
Mitgliedstaaten sowie zwischen den Mitgliedstaaten und 
dritten Ländern verankert ist, dem Bürger Rechte verleiht, 
die dieser gerichtlich geltend machen kann und die die 
nationalen Gerichte schützen müssen" (Randnr. 43). Die 
deutsche Regierung hat in ihren schriftlichen Erklärungen in 
der vorliegenden Rechtssache die Meinung vertreten, dass 
der Gerichtshof in Randnr. 46 des Urteils Sanz de Lera u. a. 
die unmittelbare Wirkung des Art. 73b Abs. 1 des Vertrags 
auf andere als in Zusammenhang mit Direktinvestitionen 
stehende Kapitalbewegungen beschränkt habe. Diese Mei­
nung teile ich nicht. Meines Erachtens hat der Gerichtshof in 
jener Randnr. 46 entschieden, dass das Verbot des Art. 73b 
Abs. 1 des Vertrags sich auf die Beschränkungen bezieht, die 
nicht unter Art. 73c Abs. 1 EG-Vertrag (jetzt Art. 57 Abs. 1 
EG) fallen, da die letztgenannte Vorschrift die Beschränkun­
gen des Kapitalverkehrs meint, der im Zusammenhang mit 
Direktinvestitionen steht, die am 31. Dezember 1993 in 
Geltung waren (Hervorhebung nur hier). Der Gerichtshof hat 
daher vom Verbot des Art. 73b Abs. 1 des Vertrags nicht alle 
Kapitalbewegungen, die mit einer Direktinvestition zusam­
menhängen, sondern nur diejenigen ausgeschlossen, die am 
31. Dezember 1993 in Geltung waren. Deshalb ist auch das 
Urteil Sanz de Lera u. a. meines Erachtens dahin zu 
verstehen, dass dem Grundsatz des freien Kapitalverkehrs 
gemäß Art. 73b Abs. 1 des Vertrags unmittelbare Wirkung in 
den Beziehungen zu dritten Ländern und bezüglich aller 
Kapitalbewegungen im Sinne dieser Vorschrift zukommt. 
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49. Art. 60 EG wiederum ist politischer 
Natur. Er gestattet dem Gemeinschaftsge­
setzgeber Vergeltungsmaßnahmen auf dem 
Gebiet des Kapitalverkehrs, wenn die Ge­
meinschaft im Rahmen einer gemeinsamen 
Aktion, die aufgrund der Vorschriften des 
Vertrags über die Gemeinsame Außen- und 
Sicherheitspolitik beschlossen wurde, ent­
schieden hat, die Wirtschaftsbeziehungen 
mit einem oder mehreren dritten Ländern 
auszusetzen, einzuschränken oder einzustel­
len. 

b) Die Ausnahmevorschriften 

50. Sie sind in den Art. 57 EG und 58 EG 
enthalten. 

51. Art. 57 EG betrifft ebenfalls nur die 
Beziehungen zu dritten Ländern und behan­
delt die Kapitalbewegungen, die als beson­
ders sensibel gelten. Es handelt sich um 
Kapitalbewegungen im Zusammenhang mit 
Direktinvestitionen einschließlich Anlagen in 
Immobilien, mit der Niederlassung, der 
Erbringung von Finanzdienstleistungen oder 
der Zulassung von Wertpapieren zu den 
Kapitalmärkten. Art. 57 Abs. 1 EG sieht die 
Aufrechterhaltung nationaler oder gemein­
schaftlicher Beschränkungen für solche Ka­
pitalbewegungen vor, die am 31. Dezember 
1993 in Kraft waren. 

52. Art. 57 Abs. 2 EG gestattet dem Rat, 
neue Maßnahmen in Bezug auf die gleichen 
Kapitalbewegungen zu beschließen. Nach 
dieser Vorschrift beschließt der Rat mit 
qualifizierter Mehrheit, wenn er die Freiheit 
des Kapitalverkehrs erweitern, und einstim­
mig, wenn er sie beschränken will. 

53. Art. 58 EG wiederum legt die Kompe­
tenzen fest, die den Mitgliedstaaten vorbe­
halten sind und ihnen gestatten, den Kapi­
talverkehr sowohl mit anderen Mitgliedstaa­
ten als auch mit Drittländern einzuschrän­
ken. Dieser Artikel bestimmt: 

„(1) Artikel 56 berührt nicht das Recht der 
Mitgliedstaaten, 

a) die einschlägigen Vorschriften ihres 
Steuerrechts anzuwenden, die Steuer­
pflichtige mit unterschiedlichem Wohn-
o r t o d e r K a p i t a l a n l a g e o r t 
unterschiedlich behandeln, 

b) die unerlässlichen Maßnahmen zu tref­
fen, um Zuwiderhandlungen gegen in-
n e r s t a a t l i c h e R e c h t s - u n d 
Verwaltungsvorschriften, insbesondere 
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auf dem Gebiet des Steuerrechts und 
der Aufsicht über Finanzinstitute, zu 
verhindern, sowie Meldeverfahren für 
den Kapitalverkehr zwecks administra­
tiver oder statistischer Information vor­
zusehen oder Maßnahmen zu ergreifen, 
die aus Gründen der öffentlichen Ord­
nung oder Sicherheit gerechtfertigt 
sind. 

(2) Dieses Kapitel berührt nicht die Anwend­
barkeit von Beschränkungen des Niederlas­
sungsrechts , die mit diesem Vertrag 
vereinbar sind. 

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten 
Maßnahmen und Verfahren dürfen weder 
ein Mittel zur willkürlichen Diskriminierung 
noch eine verschleierte Beschränkung des 
freien Kapital- und Zahlungsverkehrs im 
Sinne des Artikels 56 darstellen." 

54. Der Rechtsprechung ist zu entnehmen, 
dass zu den Maßnahmen, die Zuwiderhand­
lungen gegen innerstaatliche Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften verhindern sollen, 
insbesondere diejenigen gehören, die die 
Wirksamkeit steuerlicher Überprüfungen si­
cherstellen sollen 16. 

55. Außerdem ist die Aufzählung der recht­
fertigenden Maßnahmen in Art. 58 Abs. 1 
Buchst, b EG nicht abschließend. Der 
Gerichtshof hat zugestanden, dass die Frei­
heit des Kapitalverkehrs wie die übrigen 
Verkehrsfreiheiten aus anderen Gründen 
beschränkt werden könne, die als zwingen­
der Grund oder zwingendes Erfordernis des 
Allgemeininteresses einzustufen sind 17. 
Mehrfach ist entschieden worden, dass die 
Notwendigkeit, die Wirksamkeit von Steuer­
kontrollen sicherzustellen, ebenfalls ein 
zwingender Grund des Allgemeininteresses 
ist, der eine Beschränkung der Freiheit des 
Kapitalverkehrs rechtfertigen kann 18. 

56. Was immer auch als Grund ins Feld 
geführt werden mag, stets muss die betref­
fende Maßnahme zur Erreichung des ange­
strebten Zieles geeignet sein und darf nicht 
über das hinausgehen, was hierzu erforder­
lich ist. 

57. Schließlich hat der Gerichtshof in sei­
nem Urteil vom 12. Dezember 2006, Test 
C l a i m a n t s in t h e FII G r o u p 
Litigation 19, festgestellt, es lasse sich nicht 
ausschließen, dass ein Mitgliedstaat beweisen 
könne, dass eine Beschränkung des Kapital­
verkehrs mit dritten Ländern aus einem 
bestimmten Grund gerechtfertigt sei, auch 

16 — Urteil vom 26. September 2000, Kommission/Belgien 
(C-478/98, Slg. 2000, I-7587, Randnr. 38 und die dort 
angeführte Rechtsprechung sowie Randnr. 39). 

17 — Vgl. insbesondere Urteil vom 1. Juni 1999, Konle (C-302/97, 
Slg. 1999, I-3099, Randnr. 40). 

18 — Vgl. insbesondere Urteile vom 14. September 2006, Centro di 
Musicologia Walter Stauffer (C-386/04, Slg. 2006, I-8203, 
Randnr. 47 und die dort angeführte Rechtsprechung), und 
vom 30. Januar 2007, Kommission/Dänemark (C-150/04, 
Slg. 2007, I-1163, Randnr. 51 und die dort angeführte 
Rechtsprechung). 

19 — C-446/04, Slg. 2006, I-11753, Randnr. 171. 
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wenn dieser Grund keine überzeugende 
Rechtfertigung für eine Beschränkung des 
Kapitalverkehrs zwischen Mitgliedstaaten 
darstellen würde. 

B — Die geltenden Vorschriften über den 
steuerlichen Informationsaustausch 

1. Der steuerliche Informationsaustausch 
zwischen den Mitgliedstaaten 

58. Der steuerliche Informationsaustausch 
zwischen den Mitgliedstaaten wird in erster 
Linie in der Richtlinie 77/799 geregelt. 

59. Die Richtlinie wurde erlassen, um den 
beiden folgenden Befunden entgegenzuwir­
ken. Zum einen führen die Praktiken der 
Steuerhinterziehung und der Steuerflucht 
über die Grenzen der einzelnen Mitglied­
staaten hinaus zu Haushaltseinnahmeverlus­
ten, verstoßen gegen den Grundsatz der 
Steuergerechtigkeit und können das Funk­
tionieren des Gemeinsamen Marktes beein­
trächtigen. Da es sich hierbei um ein 
internationales Problem handelt, sind inner­
staatliche Maßnahmen, deren Wirkungen 
nicht über die Grenzen eines Staates hinaus­
reichen, unzulänglich und reicht auch die 
Zusammenarbeit zwischen den Verwaltun­
gen auf der Grundlage bilateraler Abkom­
men nicht aus 20. 

60. Die Richtlinie 77/799 legt fest, dass die 
zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 
sich nach dieser Richtlinie gegenseitig alle 
Auskünfte erteilen, die für die zutreffende 
Festsetzung der Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen geeignet sein können. 
Nach dieser Richtlinie und nach Maßgabe 
der Rechtsprechung kann ein Mitgliedstaat 
die zuständige Behörde eines anderen Mit­
gliedstaats um alle Auskünfte ersuchen, die 
er für erforderlich hält, um den genauen 
Betrag der Einkommensteuer zu ermitteln, 
die ein Steuerpflichtiger nach seinem natio­
nalen Recht schuldet 21. 

61. Es handelt sich indessen nicht um eine 
unbegrenzte Verpflichtung. Die Richtlinie 
77/799 verpflichtet nämlich den ersuchten 
Mitgliedstaat nicht zu Ermittlungen oder zur 
Übermittlung von Auskünften, wenn sein 
Recht oder seine Verwaltungspraxis die 
zuständige Behörde weder zu solchen Er­
mittlungen noch zur Beschaffung oder Ver­
wertung solcher Auskünfte für die eigenen 
steuerlichen Zwecke des auskunftgebenden 
Staates ermächtigt. 

62. In der gleichen Richtung hat die Richt­
linie 2003/48/EG des Rates 22 ein System des 
automatischen Austauschs bestimmter In­
formationen über die Auszahlung von Zin­
sen geschaffen. 

20 — Erster und dritter Erwägungsgrund der Richtlinie 77/799. 

21 — Urteil vom 3. Oktober 2002, Danner (C-136/00, Slg. 2002, I-
8147, Randnr. 49 und die dort angeführte Rechtsprechung). 

22 — Richtlinie vom 3. Juni 2003 im Bereich der Besteuerung von 
Zinserträgen (ABl. L 157, S. 38). 
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2. Der steuerliche Informationsaustausch 
zwischen Drittländern und den Mitgliedstaa­
ten 

63. Bezüglich des Informationsaustauschs 
zwischen Drittländern und den Mitgliedstaa­
ten zu steuerlichen Zwecken sind Maß­
nahmen, die denen gleichwertig sind, die in 
der Richtlinie 2003/48 in dem besonderen 
Bereich dieser Richtlinie vorgesehen sind, 
durch Abkommen zwischen der Europä­
ischen Gemeinschaft einerseits und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft, den 
Fürstentümern Andorra, Liechtenstein und 
Monaco sowie der Republik San Marino 
andererseits festgelegt worden 23. 

64. Außerhalb dieser besonderen Abkom­
men ergibt sich der Informationsaustausch 
zwischen Drittländern und den Mitgliedstaa­
ten zu steuerlichen Zwecken weiterhin aus 
bilateralen oder multilateralen Abkommen. 
Dies gilt z. B. für den Informationsaustausch 
zwischen den Mitgliedstaaten und dem EWR 
angehörenden Ländern, d. h. der Republik 
Island, dem Fürstentum Liechtenstein und 
dem Königreich Norwegen. Diese Länder 
werden durch das Abkommen über den 
Europäischen Wirtschaftsraum vom 2. Mai 
1992 24 nicht verpflichtet, Akte des abge­
leiteten Rechts über den steuerlichen Infor­
mationsaustausch wie die Richtlinie 77/799 
in ihr nationales Recht zu übernehmen. 

65. Art. 26 des OECD-Musterabkommens 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
liefert die Rechtsnorm, die bei dieser Art 
von Abkommen am meisten verwandt 
wird 25. In seiner Fassung vom 29. April 
2000 lautet er wie folgt: 

„1. Die zuständigen Behörden der Vertrags­
staaten tauschen die Informationen aus, die 
zur Durchführung dieses Abkommens oder 
des innerstaatlichen Rechts betreffend Steu­
ern jeder Art und Bezeichnung, die für 
Rechnung der Vertragsstaaten oder ihrer 
Gebietskörperschaften erhoben werden, er­
forderlich sind, soweit die diesem Recht 
entsprechende Besteuerung nicht dem Ab­
kommen widerspricht. ... 

2. Absatz 1 ist nicht so auszulegen, als 
verpflichte er einen Vertragsstaat, 

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzufüh­
ren, die von den Gesetzen oder der 
Verwaltungspraxis dieses oder des an­
deren Vertragsstaats abweichen; 

23 — Vgl, was die Schweizerische Eidgenossenschaft betrifft, das 
Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft über Regelungen, die 
den in der Richtlinie 2003/48 festgelegten Regelungen 
gleichwertig sind (ABl. 2004, L 385, S. 30). 

24 — ABl. 1994, L 1, S. 3; im Folgenden: EWR-Abkommen. 

25 — Nach den auf der Website der OECD abrufbaren Infor­
mationen sind mehr als 2 000 bilaterale Abkommen auf das 
OECD-Modell gestützt. 
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b) Informationen zu erteilen, die nach den 
Gesetzen oder im üblichen Verwal­
tungsverfahren dieses oder des anderen 
Vertragsstaats nicht beschafft werden 
können; 

c) Informationen zu erteilen, die ein Han­
dels-, Industrie-, Gewerbe- oder Berufs­
geheimnis oder ein Geschäftsverfahren 
preisgeben würden oder deren Erteilung 
dem Ordre public widerspräche." 

66. Mit Blick auf diese Darstellung werde ich 
untersuchen, ob das schwedische Gesetz als 
eine Beschränkung des Kapitalverkehrs an­
zusehen ist und gegebenenfalls, ob sich diese 
Beschränkung rechtfertigen lässt. 

C — Zum Vorliegen einer Beschränkung 
einer Kapitalbewegung 

67. Die erste Frage, die es zu beantworten 
gilt, befasst sich mit dem Problem, ob 
Rechtsvorschriften, nach denen die Befrei­
ung von der Einkommensteuer auf Dividen­
den, die in Form von Aktien an einer 
Tochtergesellschaft ausgeschüttet werden, 
nur dann gewährt werden kann, wenn die 
ausschüttende Muttergesellschaft entweder 
in einem Land des EWR oder in einem Staat 
ansässig ist, mit dem der Mitgliedstaat ein 

Steuerabkommen abgeschlossen hat, das 
eine Vorschrift über den Informationsaus­
tausch enthält, eine Beschränkung einer 
Kapitalbewegung darstellen. 

68. Das Skatteverk und die schwedische, die 
deutsche, die französische und die nieder­
ländische Regierung schlagen vor, diese 
Frage zu verneinen. Nach Auffassung dieser 
Regierungen sollte Art. 56 Abs. 1 EG nicht 
die gleiche Bedeutung für dritte Länder wie 
im Gemeinschaftsrahmen haben. Zur Stüt­
zung dieses Standpunkts führen sie mehrere 
Argumente an, die sich wie folgt zusammen­
fassen lassen. 

69. Zum einen habe die Liberalisierung des 
Kapitalverkehrs mit dritten Ländern nicht 
den gleichen Zweck wie die Liberalisierung 
des Kapitalverkehrs zwischen den Mitglied­
staaten. Bei den Beziehungen zu dritten 
Ländern gehe es nicht um die Verwirkli­
chung des Binnenmarkts, sondern um die 
Sicherstellung der Glaubwürdigkeit der ein­
heitlichen Gemeinschaftswährung auf den 
Weltfinanzmärkten und die Aufrechterhal­
tung der Finanzzentren von weltweiter Be­
deutung in den Mitgliedstaaten. 

70. Zum anderen beruhe die Liberalisierung 
des Kapitalverkehrs mit dritten Ländern auf 
einem einseitigen Schritt der Gemeinschaft, 
dem nicht notwendig eine Gegenleistung 
dieser Länder folge. Es würde daher die 
Verhandlungsposition der Gemeinschaft ge­
genüber diesen Ländern schwächen, wenn 
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man Art. 56 Abs. 1 EG gegenüber dritten 
Ländern die gleiche Bedeutung gäbe wie im 
Gemeinschaftsrahmen. Eine so weite Aus­
legung stünde auch im Widerspruch zu den 
Assoziierungsabkommen, bei denen die Vor­
schriften über den freien Kapitalverkehr eine 
weniger große Bedeutung hätten. 

71. Schließlich müsse die Auslegung des 
Art. 56 Abs. 1 EG, was die Beziehungen zu 
Drittländern betreffe, berücksichtigen, dass 
diese nicht durch Gemeinschaftsrecht ge­
bunden seien, insbesondere nicht durch die 
Richtlinie 77/799. Es sei auch zu beachten, 
dass sich der Anwendungsbereich der Kapi­
talverkehrsfreiheit m i t dem d e r Niederlas¬ 
sungsfreiheit überschneiden könne. Es 
müsse daher vermieden werden, dass die 
Auslegung des Art. 56 Abs. 1 EG, soweit sie 
die Beziehungen zu dritten Ländern betreffe, 
es Wirtschaftsteilnehmern, die nicht die 
Voraussetzungen dafür erfüllten, sich auf 
die Freiheit der Niederlassung in einem 
Mitgliedstaat berufen zu können, ermögli­
che, diese Voraussetzungen zu umgehen. 

72. Die schwedische, die deutsche, die fran­
zösische und die niederländische Regierung 
leiten daraus ab, dass der Begriff „Kapital­
verkehr", wie er in Art. 56 Abs. 1 EG 
verwendet sei, nicht die Ausschüttung von 
Dividenden einer Gesellschaft mit Sitz in 
einem Drittland umfasse, und dass das 
schwedische Gesetz keine Beschränkung im 
Sinne dieser Vorschrift darstelle. 

73. Diese Betrachtungsweise teile ich nicht. 
Wie A und die Kommission bin ich der 
Auffassung, dass die Begriffe „Kapitalver­
kehr" und „Beschränkung" im Sinne von 
Art. 56 Abs. 1 EG für die Beziehungen 
zwischen den Mitgliedstaaten und Drittlän­
dern die gleiche Bedeutung wie für die 
innergemeinschaftlichen Beziehungen haben 
müssen, und zwar aus den folgenden Grün­
den. 

74. Erstens ist auf den Inhalt des Art. 56 
Abs. 1 EG zu verweisen. Diese Vorschrift 
stellt den Grundsatz des freien Kapitalver­
kehrs zwischen den Mitgliedstaaten einer­
seits und zwischen diesen und Drittländern 
andererseits mit den gleichen Worten auf. 
Angesichts der Entstehungsgeschichte dieser 
Vorschrift kommt ihrem Inhalt meines Er-
achtens bei der Auslegung der Tragweite des 
Art. 56 Abs. 1 EG bezüglich des Kapitalver­
kehrs auf nichtgemeinschaftlicher Ebene 
entscheidende Bedeutung zu. 

75. Wie ich bereits ausgeführt habe, wurde 
nämlich bis zum EU-Vertrag der Kapital­
verkehr zwischen Mitgliedstaaten einerseits 
und zwischen Mitgliedstaaten und Drittlän­
dern andererseits in unterschiedlichen Vor­
schriften verschiedenen Inhalts geregelt. 
Außerdem ist bereits in der Richtlinie 
88/361 der Grundsatz des freien Kapitalver­
kehrs zwischen den Mitgliedstaaten in klaren 
und keine Bedingungen enthaltenden Wor­
ten bestätigt worden. Dass die Mitgliedstaa­
ten im Vertrag von Maastricht entschieden 
haben, diesen Grundsatz sowohl innerhalb 
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der Gemeinschaft als auch in den Bezie­
hungen zwischen den Mitgliedstaaten und 
Drittländern im selben Artikel und mit 
denselben Worten zu verankern, zeigt mei­
nes Erachtens ihren Willen an, dieser Ver­
kehrsfreiheit auf inner- wie auf nichtgemein­
schaftlicher Ebene den gleichen Stellenwert 
einzuräumen. 

76. Das Vorbringen der Regierungen, die 
sich am vorliegenden Verfahren beteiligt 
haben, dass die Liberalisierung des Kapital­
verkehrs mit dritten Ländern nicht den 
gleichen Zweck habe wie die Freiheit des 
Kapitalverkehrs innerhalb der Union, scheint 
mir diese Sichtweise nicht in Frage zu stellen. 

77. Der Vertrag schweigt sich über die 
Gründe aus, deretwegen der Geltungsbe­
reich dieser Freiheit auf dritte Länder aus­
gedehnt wurde. Es ist allgemein anerkannt, 
dass diese Ausdehnung im Zusammenhang 
mit der Entwicklung der Währungspolitik 
der Gemeinschaft zu sehen ist. Wenn in­
dessen die Mitgliedstaaten gewollt hätten, 
dass dieser unterschiedliche Zweck im Um­
fang der betreffenden Liberalisierung zum 
Ausdruck kommt, was ihre Beziehungen zu 
dritten Ländern betrifft, dann hätten sie ganz 
folgerichtig den Grundsatz der Freiheit des 
Kapitalverkehrs in der Gemeinschaft und auf 
nichtgemeinschaftlicher Ebene in unter­
schiedlichen Worten zum Ausdruck bringen 
müssen, wie es zuvor der Fall war. Dass sie 
trotz dieser unterschiedlichen Zweckrich­
tung beschlossen haben, diese Freiheit des 
Kapitalverkehrs mit denselben Worten und 
in demselben Artikel des Vertrags zu veran­
kern, kann meines Erachtens nur durch die 
Absicht erklärt werden, ihm in beiden Fall­
gestaltungen den gleichen Geltungsumfang 
zuzuweisen. 

78. Zweitens finde ich eine Bestätigung 
dieser Ansicht in den übrigen Artikeln des 
Kapitels, das von der Freiheit des Kapital­
verkehrs handelt. 

79. Der Gemeinschaftsgesetzgeber hat näm­
lich in den Art. 57 EG, 59 EG und 60 EG 
ausdrücklich wirtschaftliche und politische 
Schutzklauseln sowie Ausnahmen vorgese­
hen, die besonders für diese Freiheit des 
Kapitalverkehrs mit dritten Ländern gelten. 
Mithin sollen diese Vorschriften sowie die 
des Art. 58 EG die Unterschiede in Zweck­
richtung und rechtlichem Kontext des freien 
Kapitalverkehrs zwischen den Mitgliedstaa­
ten und dritten Ländern berücksichtigen, 
und nicht Art. 56 Abs. 1 EG. Es ist mit 
anderen Worten gerade deshalb, weil der 
letztgenannte Artikel die gleiche Bedeutung 
in den Beziehungen zwischen den Mitglied­
staaten und dritten Ländern wie im inner­
gemeinschaftlichen Rahmen aufweist, not­
wendig geworden, diese Schutzklauseln und 
Ausnahmen für die nichtgemeinschaftlichen 
Beziehungen vorzusehen. 

80. Art. 57 Abs. 2 Satz 1 EG, wonach der Rat 
„[u]nbeschadet der anderen Kapitel dieses 
Vertrages sowie seiner Bemühungen um eine 
möglichst weitgehende Verwirklichung des 
Zieles eines freien Kapitalverkehrs zwischen 
den Mitgliedstaaten und dritten Ländern" 
mit qualifizierter Mehrheit Maßnahmen für 
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den Kapitalverkehr mit dritten Ländern 
beschließen kann 26, belegt meines Erachtens 
entgegen der deutschen Regierung nicht, 
dass Art. 56 Abs. 1 EG in seiner nicht­
gemeinschaftlichen Dimension eine geringe­
re Bedeutung hätte. 

81. Art. 57 Abs. 2 Satz 1 EG ist im 
Zusammenhang mit Abs. 1 dieses Artikels 
zu sehen, der die Beibehaltung derjenigen 
Beschränkungen für dritte Länder gestattet, 
die am 31. Dezember 1993 aufgrund einzel­
staatlicher oder gemeinschaftlicher Rechts­
vorschriften für den Kapitalverkehr mit 
dritten Ländern im Zusammenhang mit 
Direktinvestitionen einschließlich Anlagen 
in Immobilien, mit der Niederlassung, der 
Erbringung von Finanzdienstleistungen oder 
der Zulassung von Wertpapieren zu den 
Kapitalmärkten bestanden. 

82. Die letztgenannte Vorschrift erlaubt so­
mit die Beibehaltung dieser geltenden Be­
schränkungen ohne zeitliche Begrenzung. 
Art. 57 Abs. 2 Satz 1 EG ist daher meines 
Erachtens so zu verstehen, dass er der 
Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten ge­
stattet, mit dritten Ländern ein Abkommen 
mit Vorschriften über den freien Kapital­
verkehr zu schließen, dessen Klauseln ein­
heitlich in allen Mitgliedstaaten gelten, ohne 

dass die Beschränkungen des Art. 57 Abs. 1 
EG gegen sie ins Feld geführt werden 
könnten. Art. 57 Abs. 2 Satz 1 EG stellt 
somit die Rechtsgrundlage dar, die es dem 
Gemeinschaftsgesetzgeber gestattet, die An­
wendung dieser nationalen oder gemein­
schaftlichen Beschränkungen im Rahmen 
eines Abkommens mit einem dritten Land 
auszuschließen 27. 

83. Schließlich erlaubt Art. 57 Abs. 2 Satz 2 
EG dem Rat, Maßnahmen zur Beschränkung 
des freien Kapitalverkehrs gegenüber einem 
oder mehreren Drittländern zu beschließen, 
was der Gemeinschaft im Rahmen von 
Verhandlungen mit diesem oder diesen 
Ländern ein Druckmittel an die Hand gibt. 

84. Drittens bin ich der Meinung, dass 
dieser Auslegung nicht die Hindernisse ent­
gegenstehen, die das Skatteverk sowie die 
schwedische, die deutsche, die französische 
und die niederländische Regierung vorge­
bracht haben. 

26 — Art. 57 Abs. 2 Satz 1 EG bestimmt: 
„Unbeschadet der anderen Kapitel dieses Vertrags sowie 
seiner Bemühungen um eine möglichst weitgehende Ver­
wirklichung des Zieles eines freien Kapitalverkehrs zwischen 
den Mitgliedstaaten und dritten Ländern kann der Rat auf 
Vorschlag der Kommission mit qualifizierter Mehrheit 
Maßnahmen für den Kapitalverkehr mit dritten Ländern im 
Zusammenhang mit Direktinvestitionen einschließlich An­
lagen in Immobilien, mit der Niederlassung, der Erbringung 
von Finanzdienstleistungen oder der Zulassung von Wert­
papieren zu den Kapitalmärkten beschließen." 

27 — Vgl. insbesondere Beschluss 2000/658/EG des Rates vom 
28. September 2000 über den Abschluss des Abkommens 
über wirtschaftliche Partnerschaft, politische Koordinierung 
und Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Gemein­
schaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und den Verei­
nigten Mexikanischen Staaten andererseits (ABl. L 276, 
S. 44). 
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85. So bin ich zum einen nicht der Auffas­
sung, dass sie die Stellung der Gemeinschaft 
in ihren Verhandlungen mit einem dritten 
Land schwächt oder im Widerspruch zu den 
Klauseln eines Assoziierungsabkommens 
über den Kapitalverkehr zwischen ihr und 
dem dritten Land, das Partei des Abkom­
mens ist, steht. 

86. Die Freiheit des Kapitalverkehrs zwi­
schen den Mitgliedstaaten und dritten Län­
dern, wie sie Art. 56 EG geschaffen hat, 
erfährt nämlich, wie wir gesehen haben, in 
den Art. 57 EG bis 60 EG mehrere Begren­
zungen. Es handelt sich insbesondere um die 
Aufrechterhaltung der am 31. Dezember 
1993 in Kraft befindlichen nationalen oder 
gemeinschaftlichen Beschränkungen für be­
stimmte Kapitalbewegungen. Anführen las­
sen sich auch die Einschränkungen dieser 
Verkehrsfreiheit, die durch Maßnahmen der 
Mitgliedstaaten zur Verhinderung von Ver­
stößen gegen ihre Gesetze insbesondere im 
Steuerrecht verursacht werden, wie sie in 
Art. 58 Abs. 1 Buchst, b EG geregelt sind. 
Schließlich kann es sich um nationale Maß­
nahmen handeln, die aus einem zwingenden 
Grund des Allgemeininteresses gerechtfer­
tigt sind. 

87. Wie wir konkreter im zweiten Teil 
meiner Untersuchung sehen werden und 
wie dem Urteil Test Claimants in the FII 
Group Litigation zu entnehmen ist, muss 
dem Grund für eine Beschränkung, der mit 
der Notwendigkeit zusammenhängt, die 
Wirksamkeit von Steuerkontrollen sicherzu­
stellen, in Bezug auf die Kapitalbewegungen 
nach oder von dritten Ländern eine weitere 
Bedeutung als im innergemeinschaftlichen 
Rahmen zuerkannt werden, insbesondere 
weil die Pflichten, die den Mitgliedstaaten 

durch Gemeinschaftsakte des abgeleiteten 
Rechts bezüglich des Informationsaus­
tauschs auferlegt werden, für diese Länder 
nicht verbindlich sind. 

88. Angesichts aller dieser Beschränkungen 
der Regelung von Art. 56 Abs. 1 EG scheint 
mir die Verhandlungsmacht der Gemein­
schaft gegenüber dritten Ländern nicht ge­
schwächt zu sein, weil diese noch die 
Verpflichtungen übernehmen müssen, die 
erforderlich sind, damit im Rahmen der 
Übereinkünfte, insbesondere der Assoziie­
rungsabkommen, mit der Gemeinschaft 
diese Beschränkungen wegfallen. 

89. Ich bin zum anderen auch nicht der 
Meinung, dass diese meine Auslegung des 
Art. 56 Abs. 1 EG eine natürliche oder 
juristische Person, die die Voraussetzungen 
dafür, sich auf die Vorschriften des Vertrags 
über die Niederlassungsfreiheit zu berufen, 
nicht erfüllt, in die Lage versetzen könnte, 
diese Voraussetzungen zu umgehen. 

90. Zunächst ist darauf hinzuweisen, dass im 
Ausgangsverfahren eine solche Gefahr nicht 
besteht. Die besagte Kapitalbewegung be­
steht darin, dass eine Muttergesellschaft mit 
Sitz in einem Drittland Dividenden in Form 
von Aktien einer ebenfalls in einem Drittland 
ansässigen Tochtergesellschaft an einen Ak­
tionär mit Wohnsitz in einem Mitgliedstaat 
ausschüttet. Eine solche Kapitalbewegung 
könnte mithin gegebenenfalls diesem Aktio­
när eine Beteiligung an einer ausländischen 
Tochtergesellschaft der ausschüttenden 
Muttergesellschaft verschaffen, deren Größe 

I - 11553 



SCHLUSSANTRÄGE V O N HERRN BOT — RECHTSSACHE C-101/05 

ihn in die Lage versetzen könnte, einen 
sicheren Einfluss auf die Entscheidungen 
dieser Tochtergesellschaft auszuüben. Hin­
gegen würde sie nicht einem Aktionär mit 
Wohnsitz in einem Drittland die Möglichkeit 
verschaffen, die Kontrolle einer Tochterge­
sellschaft mit Sitz in einem Mitgliedstaat zu 
übernehmen. 

91. Außerdem hat der Gerichtshof in seiner 
jüngeren Rechtsprechung die Abgrenzung 
der jeweiligen Anwendungsbereiche der Nie­
derlassungsfreiheit und der Freiheit des 
Kapitalverkehrs verdeutlicht. 

92. Dieser Rechtsprechung ist zu entneh­
men, dass, falls die Rechtsvorschriften eines 
Mitgliedstaats anzuwenden sind, wenn ein 
Angehöriger des betreffenden Mitgliedstaats 
am Kapital einer Gesellschaft mit Sitz in 
einem anderen Mitgliedstaat eine Beteiligung 
hält, die es ihm ermöglicht, einen sicheren 
Einfluss auf die Entscheidungen dieser Ge­
sellschaft auszuüben und deren Tätigkeiten 
zu bestimmen, wie dies etwa bei einem 
nationalen Gesetz über kontrollierte aus­
ländische Gesellschaften 28 oder Rechtsvor­
schriften zur Bekämpfung der Unterkapita­
lisierung 29 der Fall sein kann, die betreffen­
den Rechtsvorschriften an der Elle der 
Vertragsvorschriften über die Niederlas­
sungsfreiheit und nur anhand dieser ge­
messen werden dürfen 30. 

93. Bei einer solchen Fallgestaltung stellen 
sich die möglichen beschränkenden Wirkun­
gen derartiger Rechtsvorschriften auf die 
Freiheit des Kapitalverkehrs als unvermeid­
liche Folge einer etwaigen Beschränkung der 
Niederlassungsfreiheit dar und rechtfertigen 
somit nicht die Prüfung der betreffenden 
Vorschriften anhand der Art. 56 EG bis 60 
EG. Die Vertragsvorschriften über den freien 
Kapitalverkehr sind mit anderen Worten bei 
einer solchen Fallgestaltung nicht anwendbar 
und können daher nicht ins Feld geführt 
werden, um die für einen Staatsangehörigen 
eines Drittlands mit Wohnsitz außerhalb der 
Union bestehende Unmöglichkeit, sich auf 
die Vertragsvorschriften über die Nieder­
lassungsfreiheit zu berufen, zu umgehen. 

94. Dagegen kann eine nationale Regelung, 
die den Bezug von Dividenden einer Steuer 
unterwirft, deren Satz vom Ursprung der 
Dividenden, ob aus inländischer oder aus 
ausländischer Quelle, abhängt, ohne dabei 
den Umfang der Beteiligung des Anteils­
eigners an der ausschüttenden Gesellschaft 
zu berücksichtigen, unter die Freiheit des 
Kapitalverkehrs fallen. Es ist daher denkbar, 
dass sich ein Aktionär, der Staatsangehöriger 
eines Drittlands mit Wohnsitz außerhalb der 
Union ist und eine erhebliche Beteiligung am 
Kapital einer Gesellschaft mit Sitz in einem 
Mitgliedstaat hält, gegenüber dieser Rege­
lung auf Art. 56 Abs. 1 EG berufen könnte. 

95. Der Umstand, dass der Umfang seiner 
Beteiligung am Kapital einer Gesellschaft mit 
Sitz in einem Mitgliedstaat ihm erlaubt, 
einen sicheren Einfluss auf deren Entschei-

28 — Vgl. insoweit Urteil vom 12. September 2006, Cadbury 
Schweppes und Cadbury Schweppes Overseas (C-196/04, 
Slg. 2006, I-7995, Randnrn. 31 bis 33). 

29 — Vgl. Urteil vom 13. März 2007, Test Claimants in the Thin 
Cap Group Litigation (C-524/04, Slg. 2007, 1-2107, Randnrn. 
26 bis 34), und Beschluss vom 10. Mai 2007, Lasertec 
(C-492/04, Slg. 2007, I-3775, Randnrn. 18 bis 26). 

30 — Für eine Anwendung des gleichen Grundsatzes bezüglich der 
Abgrenzung des jeweiligen Anwendungsbereichs des freien 
Kapitalverkehrs und des freien Dienstleistungsverkehrs vgl. 
Urteil vom 3. Oktober 2006, Fidium Finanz (C-452/04, 
Slg. 2006, I-9521, Randnrn. 34, 48 und 49). 
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dungen auszuüben und deren Tätigkeiten zu 
bestimmen, scheint nämlich angesichts des 
Inhalts von Art. 57 Abs. 1 EG für sich 
genommen kein ausreichender Grund dafür 
zu sein, die Anwendung des Art. 56 Abs. 1 
EG auszuschließen. Diese Vorschrift gestat­
tet es, wie wir gesehen haben, den Mit­
gliedstaaten, die am 31. Dezember 1993 
geltenden Beschränkungen des Kapitalver­
kehrs mit dritten Ländern beizubehalten, 
wenn dieser die „Niederlassung" betrifft. 
Dieser Vorschrift lässt sich daher entneh­
men, dass der Kapitalverkehr mit dritten 
Ländern die Niederlassung implizieren kann. 

96. Selbst wenn sich aber ein Aktionär, der 
Staatsangehöriger eines Drittlands ist und 
seinen Wohnsitz außerhalb der Union hat 
und dessen Beteiligung am Kapital einer in 
einem Mitgliedstaat ansässigen Gesellschaft 
einen solchen Umfang aufweist, auf Art. 56 
EG berufen kann, lässt sich doch die Gefahr 
einer Umgehung der Vertragsbestimmungen 
über die Niederlassungsfreiheit bei dieser 
Fallgestaltung auch gemäß Art. 58 Abs. 2 EG 
beseitigen. Diese Vorschrift berechtigt die 
Mitgliedstaaten meines Erachtens, beschrän­
kende Maßnahmen bezüglich der Ausschüt­
tung von Dividenden an solche Aktionäre zu 
beschließen. 

97. Aufgrund dieser Erwägungen bin ich der 
Auffassung, dass die Begriffe „Kapitalver­
kehr" und „Beschränkung" im Sinne von 
Art. 56 Abs. 1 EG sowohl in den Bezie­
hungen der Mitgliedstaaten zu den Drittlän­
dern als auch in den innergemeinschaft­
lichen Beziehungen die gleiche Auslegung 
erfahren müssen. 

98. Angesichts dieser Prämisse dürfte er­
stens nicht ernsthaft zu bestreiten sein, dass 
eine Ausschüttung von Dividenden in Form 
von Aktien einer Tochtergesellschaft eine 
Kapitalbewegung im Sinne dieser Vorschrift 
ist. 

99. Der Gerichtshof hat nämlich in seinem 
Urteil vom 6. Juni 2000, Verkooijen 31, 
entschieden, dass der Bezug von Dividenden 
in Form von Aktien einer gebietsfremden 
Gesellschaft durch einen Angehörigen eines 
Mitgliedstaats, der in dessen Hoheitsgebiet 
seinen Wohnsitz hat, eine Kapitalbewegung 
im Sinne des Art. 1 der Richtlinie 88/361 ist. 
Er hat diese Betrachtungsweise darauf ge­
stützt, dass ein solcher Bezug notwendig eine 
Beteiligung an neuen oder bestehenden 
Unternehmen im Sinne von Titel 1 Nr. 2 
der Nomenklatur im Anhang dieser Richt­
linie voraussetze. 

100. Eine solche Betrachtungsweise ist über­
tragbar, wenn die ausgeschütteten Dividen­
den die Form von Aktien einer Tochterge­
sellschaft annehmen, weil eine solche Aus­
schüttung, wie die Kommission bemerkt, 
voraussetzt, dass der Begünstigte Anteile an 
der ausschüttenden Gesellschaft besitzt. Au­
ßerdem entspricht es ständiger Rechtspre­
chung, dass insoweit, als Art. 56 EG im Kern 
den Inhalt von Art. 1 der Richtlinie 88/361 
übernommen hat, die Nomenklatur des 
„Kapitalverkehrs" in ihrem Anhang ihren 

31 — C-35/98, Slg. 2000, I-4071. 
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ursprünglichen Bedeutungsgehalt behält, 
wenn es um die Definition des Begriffs 
„Kapitalverkehr" geht 32. 

101. Zweitens ist nicht zweifelhaft, dass das 
schwedische Gesetz eine Beschränkung die­
ser Kapitalbewegung darstellt. Da dieses 
Gesetz nämlich den Vorteil der Steuerbefrei­
ung für Dividenden versagt, die von Gesell­
schaften ausgeschüttet werden, die ihren Sitz 
in Ländern haben, die nicht Mitglied des 
EWR sind und kein Abkommen mit dem 
Königreich Schweden geschlossen haben, 
das einen Informationsaustausch vorsieht, 
hält es die Steuerpflichtigen dieses Mitglied­
staats davon ab, ihr Kapital in Gesellschaften 
mit Sitz in diesen Drittländern zu investie­
ren. 

102. Das besagte Gesetz ist zugleich ein 
Hindernis für die Kapitalsuche durch solche 
Unternehmen in Schweden. Es stellt sich 
auch unter diesem Aspekt als eine Beschrän­
kung dar, weil diese Gesellschaften berech­
tigt sind, sich auf die Vorschriften des 
Vertrags über den freien Kapitalverkehr zu 
berufen, wie dies der Rechtsprechung zu 
entnehmen ist 33. 

103. Bei Rechtsvorschriften, nach denen die 
Befreiung von der Einkommensteuer auf 
Dividenden, die in Form von Aktien einer 
Tochtergesellschaft ausgeschüttet werden, 
nur gewährt werden kann, wenn die aus­

schüttende Muttergesellschaft ihren Sitz in 
einem Land des EWR oder in einem Staat 
hat, mit dem der Mitgliedstaat ein Steuerab­
kommen abgeschlossen hat, das eine Vor­
schrift über den Informationsaustausch ent­
hält, handelt es sich mithin um eine Be­
schränkung des Kapitalverkehrs im Sinne 
von Art. 56 Abs. 1 EG. 

104. Jetzt ist zu prüfen, ob eine solche 
Beschränkung gerechtfertigt sein kann. 

D — Zur Rechtfertigung dieser Beschränkung 

105. Das Skatteverk, die schwedische Regie­
rung und mehrere andere Regierungen ma­
chen geltend, dass die betreffende Beschrän­
kung durch die Notwendigkeit gerechtfertigt 
sei, die Wirksamkeit von Steuerkontrollen 
sicherzustellen. Die italienische Regierung 
wiederum meint, dass diese Beschränkung 
durch Art. 57 Abs. 1 EG gedeckt sei. 

106. Ich werde zunächst prüfen, ob diese 
Beschränkung zu den in Kraft befindlichen 
Maßnahmen nach Art. 57 Abs. 1 EG gehört, 
weil es, sollte dies der Fall sein, nicht 
erforderlich wäre, nachzuprüfen, ob sie auf­
grund von Art. 58 EG gerechtfertigt ist. 

32 — Urteil Fidium Finanz (angeführt in Fn. 30, Randnr. 41 und die 
dort angeführte Rechtsprechung). 

33 — Urteile Fidium Finanz (angeführt in Fn. 39, Randnr. 25) und 
Holböck (angeführt in Fn. 8, Randnr. 30). 
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1. Zur Anwendung von Ar t 57 Abs. 1 EG 

107. Art. 57 Abs. 1 EG gestattet es den 
Mitgliedstaaten, Beschränkungen des Kapi­
talverkehrs, der im Zusammenhang mit 
Direktinvestitionen steht, aufrechtzuerhal­
ten, falls sie bereits am 31. Dezember 1993 
in Geltung waren. Anders als die italienische 
Regierung bin ich nicht der Auffassung, dass 
diese Vorschrift auf das schwedische Gesetz 
Anwendung finden kann. 

108. Gewiss ergibt sich aus den Angaben des 
vorlegenden Gerichts, dass die nationalen 
Vorschriften, die die Steuerbefreiung von 
Dividenden vorsahen, bereits am 31. Dezem­
ber 1993 in Kraft waren und nur für 
Dividenden galten, die von schwedischen 
Gesellschaften ausgeschüttet wurden, so dass 
Gesellschaften mit Sitz in dritten Ländern 
davon ausgeschlossen waren. Somit könnte 
man die Meinung vertreten, dass insoweit 
die nationalen Rechtsvorschriften bereits die 
Steuerbefreiung von Dividenden der Gesell­
schaften mit Sitz in Drittländern ausschlös­
sen, die nicht mit dem Königreich Schweden 
ein Abkommen geschlossen hatten, das 
einen Informationsaustausch vorsah. 

109. Das vorlegende Gericht hebt indessen 
auch hervor, dass diese Rechtsvorschriften 
1994 aufgehoben und dann ab 1995 wieder 
eingeführt wurden. Angesichts dieser Auf­
hebung lassen sich die schwedischen Rechts­
vorschriften nicht als „Beschränkungen, die 
am 31. Dezember 1993 ... bestehen" im 
Sinne des Art. 57 Abs. 1 EG ansehen, und 

zwar unabhängig davon, ob die fragliche 
Kapitalbewegung mit einer Direktinvestition 
im Sinne ebendieser Vorschrift im Zusam­
menhang steht. 

110. Diese Vorschrift muss nämlich inner­
halb des Systems ausgelegt werden, zu dem 
sie gehört. Art. 57 Abs. 1 EG stellt eine 
Ausnahme vom Grundsatz des Art. 56 Abs. 1 
EG dar. Er muss daher eng ausgelegt werden. 
Außerdem ergibt sich aus Art. 57 Abs. 2 Satz 
2 EG, dass jede neue Beschränkung nur vom 
Rat, und zwar einstimmig, beschlossen 
werden kann. 

111. Mithin setzt der Begriff „Beschränkun­
gen, die am 31. Dezember 1993 ... bestehen" 
meines Erachtens voraus, dass der rechtliche 
Rahmen, in den sich die betreffende Be­
schränkung einfügt, seit dem 31. Dezember 
1993 ununterbrochen Teil der nationalen 
Rechtsordnung gewesen ist. Art. 57 Abs. 1 
EG ermächtigt die Mitgliedstaaten, die in 
dieser Vorschrift genannten Beschränkungen 
ohne zeitliche Begrenzung aufrechtzuerhal­
ten, ermächtigt sie aber nicht, abgeschaffte 
Beschränkungen wieder einzuführen. 

112. Mit der Aufhebung dieser Beschrän­
kung hat der Mitgliedstaat nämlich zu 
erkennen gegeben, dass er sie in seinen 
Beziehungen zu dritten Ländern nicht mehr 
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für notwendig hält. Ließe man zu, dass er 
eine solche Beschränkung zu jedem beliebi­
gen Zeitpunkt wieder einführen könnte, 
würde das dem in Art. 56 EG verankerten 
Grundsatz und den Art. 57 Abs. 2 EG und 58 
EG bis 60 EG zuwiderlaufen, nach denen der 
Erlass von wirtschaftlichen oder politischen 
Schutzmaßnahmen von sehr strengen Vor­
aussetzungen abhängig ist und jede neue 
Maßnahme, die für die Freiheit des Kapital­
verkehrs mit dritten Ländern einen Rück­
schritt darstellen würde, vom Rat nur ein­
stimmig getroffen werden kann. 

113. Diese Betrachtungsweise scheint mir 
mit der Rechtsprechung übereinzustimmen. 
Im Urteil Konle hat der Gerichtshof den 
Begriff der „bestehenden Rechtsvorschriften" 
in Art. 70 der Akte über die Bedingungen des 
Beitritts der Republik Österreich, der Repu­
blik Finnland und des Königreichs Schweden 
und die Anpassungen der die Europäische 
Union begründenden Verträge 34 ausgelegt, 
der der Republik Österreich die vorüber­
gehende Beibehaltung ihrer bestehenden 
Rechtsvorschriften für Zweitwohnsitze ge­
stattete. Er hat diese Auslegung im Rahmen 
von Rechtsvorschriften über die Besteuerung 
von Dividenden in den genannten Urteilen 
Test Claimants in the FII Group Litigation 35 

und Holböck 36 herangezogen. 

114. Dieser Rechtsprechung ist zu entneh­
men, dass nicht jede nationale Maßnahme, 

die nach dem 31. Dezember 1993 erlassen 
wurde, allein deshalb ohne Weiteres von der 
Ausnahmeregelung des Art. 57 Abs. 1 EG 
ausgeschlossen wird. Der Gerichtshof hat 
eingeräumt, dass dieser Artikel auch die 
Vorschriften deckt, die inhaltlich mit frü­
heren Rechtsvorschriften übereinstimmen 
oder sich darauf beschränken, ein Hindernis 
für die Ausübung von Gemeinschaftsrechten 
und -freiheiten, das Teil dieser Rechtsvor­
schriften ist, zu verringern oder zu beseiti­
gen. 

115. Weder den Gründen dieser Urteile 
noch dem Kontext, in dem sie erlassen 
wurden, ist aber zu entnehmen, dass der 
Begriff der „bestehenden Rechtsvorschriften" 
auch dann herangezogen werden kann, wenn 
Rechtsvorschriften, die zu dem maßgebli­
chen Zeitpunkt in Geltung waren, aufgeho­
ben und dann nach einer gewissen Zeit 
wieder in das nationale Recht eingefügt 
worden sind. In den Rechtssachen, in denen 
die vorgenannten Urteile Konle, Test Clai­
mants in the FII Group Litigation und 
Holböck erlassen wurden, stellten die bean­
standeten Rechtsvorschriften eine Änderung 
der zum maßgeblichen Zeitpunkt geltenden 
Vorschriften dar. Es gab keinen Zeitraum, in 
dem die ursprüngliche Beschränkung, wie im 
Ausgangsverfahren, aus dem nationalen 
Recht entfernt worden war und die bean­
standeten Vorschriften noch nicht in Kraft 
getreten waren. 

116. Ich habe auch in den Urteilen des 
Gerichtshofs zur Auslegung des Begriffs der 
„bestehenden Rechtsvorschriften" in einem 
anderen rechtlichen Kontext als dem der 
direkten Steuern kein Beispiel gefunden, das 
meiner Betrachtungsweise entgegenstehen 
könnte. 

34 — ABl. 1994, C 241, S. 21, und ABl. 1995, L 1, S. 1. 
35 — Randnrn. 189 bis 195. 
36 — Randnrn. 40 bis 43. 
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117. Ich bin daher der Auffassung, dass die 
im Ausgangsverfahren streitige Beschrän­
kung nicht nach Art. 57 Abs. 1 EG 
gerechtfertigt werden kann. 

2. Zur Rechtfertigung aufgrund von Art. 58 
EG 

118. Das Skatteverk und die schwedische 
Regierung, die insoweit durch die dänische, 
die spanische, die französische und die 
niederländische Regierung sowie durch die 
Regierung des Vereinigten Königreichs un­
terstützt werden, machen geltend, dass die 
fragliche Beschränkung dadurch gerechtfer­
tigt sei, dass es den schwedischen Steuer­
behörden nicht möglich sei, bei dritten 
Ländern wie der Schweizerischen Eidgenos­
senschaft die Einhaltung der Voraussetzun­
gen zu überprüfen, von denen die Steuer­
befreiung abhängig sei. 

119. Nach der Darstellung der schwedischen 
Regierung handelt es sich um die erste, die 
dritte, die vierte und die letzte Voraus­
setzung des schwedischen Gesetzes, wonach 
bekanntlich die Ausschüttung proportional 
zu den im Besitz des Steuerpflichtigen 
befindlichen Aktien der Muttergesellschaft 
erfolgen muss, sämtliche Anteile der Mut­
tergesellschaft an der Tochtergesellschaft 
ausgeschüttet werden müssen, die Anteile 
an der Tochtergesellschaft nach der Aus­
schüttung nicht von einem Unternehmen 
gehalten werden, das zu demselben Konzern 
wie die Muttergesellschaft gehört, und die 
Haupttätigkeit der Tochtergesellschaft in 
einer gewerblichen Tätigkeit oder in dem 
direkten oder indirekten Halten von Antei­

len an eine solche Tätigkeit ausübenden 
Gesellschaften bestehen muss. Die für die 
Kontrolle dieser Voraussetzungen erforder­
lichen Angaben könnten, wenn die aus­
schüttende Muttergesellschaft ihren Sitz im 
Ausland habe, nur von den Behörden des 
Sitzstaats erlangt werden. 

120. Diese Beteiligten machen geltend, dass 
die nationalen Steuerbehörden in der Lage 
sein müssten, die vom Steuerpflichtigen 
vorgelegten Beweismittel zu überprüfen. 
Wenn es an Vorschriften über den Informa­
tionsaustausch zwischen den zuständigen 
nationalen Behörden fehle, bestehe die Ge­
fahr eines Verstoßes gegen die Steuergesetze. 
Der Ausschluss der Steuerbefreiung, wenn 
die ausschüttende Gesellschaft ihren Sitz in 
einem dritten Staat habe, der kein Abkom­
men habe abschließen wollen, das einen 
Informationsaustausch vorsehe, sei folglich 
nicht unverhältnismäßig. 

121. A tritt dieser Betrachtungsweise entge­
gen und macht geltend, dass die im Aus­
gangsverfahren streitige Beschränkung außer 
Verhältnis zu dem Ziel stehe, die Wirksam­
keit von Steuerkontrollen sicherzustellen, 
weil er selbst in der Lage sei, den Beweis 
dafür zu liefern, dass er die vom schwedi­
schen Gesetz geforderten Voraussetzungen 
erfülle. 

122. Er verweist hierzu auf den Standpunkt 
des Gerichtshofs in den Urteilen vom 8. Juli 
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1999, Baxter u. a. 37, und vom 3. Oktober 
2002, Danner 38, wonach ein Mitgliedstaat 
einem Steuerpflichtigen einen Steuervorteil 
nicht mit der Begründung verweigern darf, 
dass er die Möglichkeit haben müsse, die 
Angaben des Steuerpflichtigen zu den im 
Ausland getätigten Geschäften zu kontrol­
lieren. 

123. Die Kommission äußert ebenfalls Zwei­
fel, ob die im Ausgangsverfahren streitige 
Beschränkung dem Grundsatz der Verhält­
nismäßigkeit genügt. Der Beweis für die 
verschiedenen Voraussetzungen, die das 
schwedische Gesetz aufstelle, könne vom 
Steuerpflichtigen selbst erbracht werden; es 
sei dann Sache des nationalen Gerichts zu 
prüfen, ob die Kontrolle durch die zuständi­
ge Steuerbehörde notwendig sei oder nicht. 

124. Mit dem Skatteverk und den beteiligten 
Regierungen bin ich der Auffassung, dass die 
betreffende Beschränkung durch die Not­
wendigkeit gerechtfertigt werden kann, die 
Wirksamkeit von Steuerkontrollen sicherzu­
stellen. Ich stütze diesen Standpunkt auf die 
folgenden Gründe. 

125. Bekanntlich ist die Notwendigkeit, die 
Wirksamkeit von Steuerkontrollen sicherzu­
stellen, ein zwingender Grund des Allgemei­
ninteresses, der eine Beschränkung des 
Kapitalverkehrs rechtfertigen kann. Dieser 
Grund kann auch mit Art. 58 Abs. 1 

Buchst, b EG verknüpft werden, der Maß­
nahmen der Mitgliedstaaten betrifft, die 
Zuwiderhandlungen gegen Rechts- und Ver­
waltungsvorschriften verhindern sollen. Da­
mit die Beschränkung gerechtfertigt ist, muss 
sie aber nach der Rechtsprechung gemäß 
dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
geeignet sein, das verfolgte Ziel zu erreichen, 
und darf nicht über das hinausgehen, was 
hierfür erforderlich ist 39. 

126. Diese Rechtsprechung zur Bedeutung 
des Art. 58 EG im Rahmen innergemein­
schaftlicher Kapitalbewegungen lässt sich auf 
die Fälle übertragen, in denen es um die 
Beurteilung der Vereinbarkeit von Beschrän­
kungen des Kapitalverkehrs nach oder aus 
dritten Ländern mit diesem Artikel geht, weil 
dieser Artikel ebenso wie Art. 56 EG 
keinerlei Unterscheidung zwischen diesen 
beiden Arten des Kapitalverkehrs trifft. 

127. Im vorliegenden Fall lässt sich schwer­
lich bestreiten, dass der Ausschluss der 
Befreiung von der Einkommensteuer auf 
Dividenden, die von Gesellschaften mit Sitz 
in dritten Ländern ausgeschüttet werden, die 
mit dem Königreich Schweden kein Abkom­
men abgeschlossen haben, das einen Infor­
mationsaustausch zu Steuerkontrollzwecken 
vorsieht, sehr wohl geeignet ist, das verfolgte 
Ziel zu erreichen, d. h. sicherzustellen, dass 
diese Steuerbefreiung nur bei Ausschüttun­
gen gewährt wird, die die Voraussetzungen 
erfüllen, die das schwedische Gesetz aufstellt. 

37 — C-254/97, Slg. 1999, I-4809. 

38 — C-136/00, Slg. 2002, I-8147. 
39 — Vgl. insbesondere Urteil Centro di Musicologia Walter 

Stauffer (angeführt in Fn. 18, Randnr. 32). 
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128. Die im Zentrum der vorliegenden 
Rechtssache stehende Frage betrifft somit 
das Problem, ob die im Ausgangsverfahren 
streitige Beschränkung im rechten Verhält­
nis zu diesem Ziel steht. 

129. Diese Frage stellt sich genauer gesagt 
deshalb, weil der Ausschluss von der Steuer­
befreiung der Ausschüttungen einer Gesell­
schaft mit Sitz in einem dritten Land, das mit 
dem Königreich Schweden kein Abkommen 
abgeschlossen hat, das einen Informations­
austausch vorsieht, die Steuerpflichtigen, die 
von diesen Gesellschaften Dividenden er­
halten, vollkommen daran hindert, den 
Beweis dafür zu erbringen, dass die vom 
schwedischen Gesetz aufgestellten Voraus­
setzungen erfüllt sind. Mithin ist zu prüfen, 
ob ein solcher Ausschluss, der auf der 
Prämisse beruht, dass die vom Steuerpflich­
tigen vorgelegten Beweisunterlagen nicht bei 
den zuständigen Behörden des Sitzstaats 
überprüft werden können, als eine verhält­
nismäßige Maßnahme anzusehen sind. 

130. Ich glaube, dass diese Prämisse, wie die 
nachfolgende Argumentation zeigen wird, 
im vorliegenden Fall durchaus bestätigt 
worden ist. Insoweit ergibt sich aus den 
Dokumenten und Erläuterungen der schwe­
dischen Regierung, dass die einzigen Aus­
künfte, die von den schweizerischen Behör­
den aufgrund der mit der Schweiz abge­
schlossenen Abkommen erlangt werden 
können, diejenigen sind, die für eine ord­
nungsgemäße Anwendung des Abkommens 

erforderlich sind. Da indessen das Skatte­
rättsnämnd die abweichende Meinung ver­
treten hat, dass die Vereinbarung mit der 
Schweiz Möglichkeiten biete, Auskünfte ein­
zuholen, die für die Prüfung der Voraus­
setzungen des schwedischen Gesetzes er­
forderlich seien, wird es Sache des vorlegen­
den Gerichts sein, diesen Punkt nachzuprü­
fen. 

131. Geht man somit davon aus, dass die 
Prämisse zutrifft, wonach die vom Steuer­
pflichtigen gelieferten Beweisunterlagen bei 
den zuständigen schweizerischen Behörden 
nicht überprüft werden können, so ist der im 
Ausgangsverfahren in Rede stehende Aus­
schluss aus den beiden folgenden Gründen 
als verhältnismäßig anzusehen. 

132. Erstens ist festzuhalten, dass die Mög­
lichkeiten eines Mitgliedstaats, eine wirksa­
me Kontrolle auszuüben, bedeutend einge­
schränkt sind, wenn es ihm unmöglich ist, 
von den zuständigen Behörden des Sitzlands 
die Auskünfte zu erhalten, die für die Nach­
prüfung der vom Steuerpflichtigen vorgeleg­
ten Unterlagen erforderlich sind, und diese 
Behörden allein in der Lage sind, diese 
Auskünfte einzuholen. Er kann sich bei einer 
solchen Fallgestaltung nur auf die Beweis­
unterlagen des Steuerpflichtigen oder gege­
benenfalls Dritter stützen. 
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133. Außerdem sieht sich der betreffende 
Mitgliedstaat, weil der Steuerpflichtige weiß, 
dass diese Unterlagen nicht bei den Behör­
den des Landes, in dem die ausschüttende 
Gesellschaft ihren Sitz hat, überprüft werden 
können, einer erhöhten Gefahr von Verstö­
ßen gegen seine Rechtsvorschriften ausge­
setzt. 

134. Unter diesen Umständen scheint es mir 
nicht übertrieben zu sein, wenn dieser Mit­
gliedstaat Sachverhalte von dem betreffen­
den Steuervorteil ausschließt, bei denen er 
nicht in der Lage ist, eine wirkliche und 
wirksame Kontrolle der Einhaltung der Vor­
aussetzungen auszuüben, von denen sein 
Recht diesen Vorteil abhängig macht. 

135. Die von A angeführte Rechtsprechung, 
insbesondere die Urteile Baxter u. a. und 
Danner, stehen dem meines Er achtens nicht 
entgegen. 

136. Nach dieser Rechtsprechung rechtfer­
tigt es der Umstand, dass ein Mitgliedstaat 
von einem anderen Mitgliedstaat nicht oder 
nur mit Schwierigkeiten die Auskünfte er­
halten kann, die für die Prüfung der in 
seinem nationalen Recht vorgesehenen Vor­
aussetzungen erforderlich sind, im Rahmen 
der Gemeinschaft nicht, den Steuerpflichti­
gen ohne Ausnahme daran zu hindern, selbst 
den Nachweis zu erbringen, dass diese Vor­
aussetzungen tatsächlich erfüllt sind. 

137. Diese Unmöglichkei t oder diese 
Schwierigkeiten können im innergemein­

schaftlichen Rahmen vorkommen. Wir ha­
ben nämlich gesehen, dass zwar nach der 
Richtlinie 77/799 ein Mitgliedstaat die zu­
ständige Behörde eines anderen Mitglied­
staats ersuchen kann, ihm alle Informationen 
zu übermitteln, die er für erforderlich hält, 
um den genauen Betrag der Einkommen­
steuer zu ermitteln, die ein Steuerpflichtiger 
aufgrund seiner nationalen Rechtsvorschrif­
ten schuldet; diese Möglichkeit hat jedoch 
ihre Grenzen. Gemäß Art. 8 Abs. 1 der 
Richtlinie 77/799 ist nämlich der ersuchte 
Mitgliedstaat nicht zu Ermittlungen oder zur 
Übermittlung von Auskünften verpflichtet, 
wenn deren Durchführung oder deren Be­
schaffung oder Verwertung durch ihn selbst 
gesetzliche Vorschriften oder seine Verwal­
tungspraxis entgegenstünden. 

138. Bei diesen Fallgestaltungen sind nach 
gefestigter Rechtsprechung die Mitgliedstaa­
ten nicht berechtigt, die Gewährung eines 
Steuervorteils der im Ausgangsverfahren in 
Rede stehenden Art a priori auszuschließen. 
Der Gerichtshof weist darauf hin, dass die 
nationalen Steuerbehörden vom Steuer­
pflichtigen Nachweise verlangen können, 
die sie für erforderlich halten, und gegebe­
nenfalls diesen Steuervorteil verweigern kön­
nen, wenn diese Nachweise nicht erbracht 
werden 40. 

139. Wenn folglich im innergemeinschaft­
lichen Rahmen der A-priori-Ausschluss ei-

40 — Vgl. für eine kürzliche Anwendung Urteil Kommission/ 
Dänemark (angeführt in Fn. 18, Randnr. 54). 
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nes solchen Steuervorteils bei Unmöglichkeit 
der Kontrolle der nationalen Voraussetzun­
gen bei einem anderen Mitgliedstaat als 
unverhältnismäßig angesehen wird, so mei­
nes Erachtens deshalb, weil diese Sachlage 
unter die in Art. 8 der Richtlinie 77/799 
vorgesehene Ausnahme fällt. Ist diese Aus­
nahme anwendbar, so erscheint die Beein­
trächtigung der Ausübung der Verkehrsfrei­
heit, die der A-priori-Ausschluss des fragli­
chen Steuervorteils darstellen würde, als 
unverhältnismäßig, weil die fehlende Hilfe 
seitens des Mitgliedstaats, in dessen Ho­
heitsgebiet die Geschäfte durchgeführt wer­
den, zu den zulässigen Begrenzungen der in 
der Richtlinie 77/799 vorgesehenen Pflicht 
zur gegenseitigen Hilfe gehört. 

140. Diese Rechtsprechung steht somit im 
Zusammenhang mit der Geltung einer 
Pflicht zur gegenseitigen Hilfe, wie sie in 
dieser Richtlinie vorgesehen ist, und mit dem 
Umstand, dass diese Pflicht nicht unbegrenzt 
ist. Sie ist folglich meines Erachtens nicht auf 
die Kapitalbewegungen von und nach einem 
Drittland übertragbar, wenn dieses Land, das 
per definitionem außerhalb des Geltungsbe­
reichs der Richtlinie 77/799 steht, keine 
Pflicht zur gegenseitigen Hilfe übernommen 
hat. 

141. Es lässt sich auch denken, dass die von 
A angeführte Rechtsprechung mit darauf 
beruht, dass der Steuerpflichtige dank an­
derer anwendbarer Vorschriften des Ge­
meinschaftsrechts in der Lage ist, Beweis­
unterlagen zur Verfügung zu stellen, die eine 
verlässliche und maßgebliche Grundlage für 
eine Kontrolle sein können. 

142. So hat sich im Urteil Baxter u. a., auf 
das sich A beruft, der Gerichtshof mit einem 
französischen Gesetz konfrontiert gesehen, 
das die Möglichkeit, eine von Pharmaunter­
nehmen geschuldete Sonderabgabe von der 
Bemessungsgrundlage abzuziehen, auf die 
Ausgaben für Forschungstätigkeiten be­
schränkte, die in Frankreich durchgeführt 
worden waren. Diese Einschränkung der 
Abzugsfähigkeit von Forschungskosten hin­
derte somit die Gemeinschaftsunternehmen, 
die in Frankreich eine Zweigniederlassung 
unterhielten, am Abzug der in anderen 
Mitgliedstaaten erbrachten Forschungsaus­
gaben. Sie ist vom Gerichtshof als Beschrän­
kung der Niederlassungsfreiheit behandelt 
worden. Die französische Regierung hatte als 
Grund angeführt, dass diese Einschränkung 
unerlässlich sei, damit ihre Steuerbehörden 
prüfen könnten, welche Ausgaben tatsäch­
lich geleistet worden seien. 

143. Der Gerichtshof hat diesen Grund als 
nicht durchgreifend angesehen und ausge­
führt, dass sich nicht von vornherein aus­
schließen lasse, dass der Abgabenpflichtige 
Belege vorlegen könne, anhand deren die 
Steuerbehörden des Mitgliedstaats prüfen 
könnten, welche Forschungsausgaben in 
anderen Mitgliedstaaten tatsächlich getätigt 
worden seien. Angesichts des von der 
Kommission vertretenen Standpunkts ist 
wohl anzunehmen, dass der Gerichtshof 
berücksichtigt hat, dass der Steuerpflichtige 
Buchungsdaten der Muttergesellschaften mit 
Sitz in anderen Mitgliedstaaten vorlegen 
konnte und dass diese eine verlässliche 
Grundlage für eine Kontrolle darstellen 
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konnten, weil sie nach der Vierten Richtlinie 
78/660/EWG des Rates 4 1 und der Siebenten 
Richtlinie 83/349/EWG des Rates 42 hatten 
erstellt werden müssen. 

144. Zusammengefasst gilt daher, wenn eine 
Pflicht zu gegenseitiger Hilfe besteht, und in 
gewissem Maß, weil die vom Steuerpflichti­
gen vorgelegten Nachweise von der Gemein­
schaftsrechtsordnung erfasst werden, dass 
die Unmöglichkeit der Überprüfung dieser 
Nachweise bei einem anderen Mitgliedstaat 
nicht als ausreichender Grund dafür be­
trachtet werden kann, es diesem Steuer­
pflichtigen völlig unmöglich zu machen, den 
Nachweis zu erbringen, dass er sehr wohl die 
Voraussetzungen erfüllt, von denen das 
nationale Recht die Gewährung des betref­
fenden Steuervorteils abhängig macht. 

145. Diese Rechtsprechung lässt sich nicht 
auf den Kapitalverkehr mit dritten Ländern 
übertragen, die keine Verpflichtung zu ge­
genseitiger Hilfe übernommen haben und 

nicht dem Gemeinschaftsrecht unterlie­

gen 43. 

146. Der zweite Grund, auf den sich mein 
Standpunkt stützt, ist die Notwendigkeit, die 
dritten Länder dazu anzuhalten, Abkommen 
abzuschließen, die einen Informationsaus­
tausch mit der Gemeinschaft oder zumindest 
mit den Mitgliedstaaten vorsehen. 

147. Der Gemeinschaftsgesetzgeber hat es 
nämlich für notwendig gehalten, die Richt­
linie 77/799 zu erlassen, um Praktiken der 
Steuerhinterziehung und der Steuerflucht zu 
bekämpfen, weil diese das Funktionieren des 
Gemeinsamen Marktes beeinträchtigen 
könnten. Mit den Verkehrsfreiheiten geht 

41 — Richtlinie vom 25. Juli 1978 aufgrund von Artikel 54 Absatz 1 
Buchstabe g des Vertrages über den Jahresabschluss von 
Gesellschaften bestimmter Rechtsformen (ABl. L 222, S. 11). 

42 — Richtlinie vom 13. Juni 1983 aufgrund von Artikel 54 Absatz 3 
Buchstabe g des Vertrages über den konsolidierten Abschluss 
(ABl. L 193, S. 1). 

43 — Im Übrigen glaube ich nicht, dass das schwedische Gesetz in 
der Situation eines Steuerpflichtigen wie A als unverhältnis­
mäßig angesehen werden sollte, wenn man berücksichtigt, 
dass die im Ausgangsverfahren streitige Befreiung nicht 
ausgeschlossen ist, wenn die ausschüttende Gesellschaft 
ihren Sitz in einem Land des EWR hat, das nicht Mitglied 
der Europäischen Union und daher nicht verpflichtet ist, die 
Richtlinie 77/799 in sein nationales Recht umzusetzen. Es hat 
nämlich nicht den Anschein, als ob die Schweiz, die das 
EWR-Abkommen nicht ratifiziert hat, in einer Lage wäre, die 
mit derjenigen der Republik Island, des Fürstentums 
Liechtenstein und des Königreichs Norwegen vergleichbar 
ist. Die Republik Island und das Königreich Norwegen haben 
ein multilaterales Übereinkommen über Verwaltungshilfe 
mit dem Königreich Schweden abgeschlossen (das „multila­
terala handräckningsavtal"), das Vorschriften über den 
Informationsaustausch und andere Bestimmungen über die 
Verwaltungshilfe in Steuersachen enthält. Das Fürstentum 
Liechtenstein hat meines Wissens kein Abkommen dieser 
Art mit dem Königreich Schweden abgeschlossen, so dass 
dieses meines Erachtens berechtigt gewesen wäre, von der im 
Ausgangsverfahren in Rede stehenden Befreiung auch die 
von Gesellschaften mit Sitz in Liechtenstein ausgeschütteten 
Dividenden auszunehmen. Der Umstand, dass diese Divi­
denden nicht von der betreffenden Befreiung ausgenommen 
sind, kann jedoch nicht belegen, dass das schwedische 
Gesetz, was die Dividenden anlangt, die von einer Gesell­
schaft mit Sitz in der Schweiz ausgeschüttet werden, 
unverhältnismäßig ist. Ferner ist die Situation einer Gesell­
schaft mit Sitz in der Schweiz nicht mit der einer Gesellschaft 
mit Sitz in Liechtenstein vergleichbar, weil dieser Staat 
anders als die Schweiz nach dem EWR-Abkommen ver­
pflichtet ist, die zur Durchführung der Verkehrsfreiheit 
beschlossenen Akte in sein nationales Recht umzusetzen, 
insbesondere die Richtlinien zur Harmonisierung des Gesell­
schaftsrechts und besonders die Richtlinien über die Rech­
nungslegung der Gesellschaften (vgl. Anhang XXII des EWR-
Abkommens). 
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daher auf Gemeinschaftsebene ein System 
gegenseitiger Hilfe zwischen den zuständi­
gen Behörden der Mitgliedstaaten einher, das 
die ordnungsgemäße Erhebung der Steuern 
auf das Einkommen und das Vermögen 
sicherstellen soll 

148. Diese Sorge wird ebenfalls von den 
Vertragsstaaten der OECD geteilt, die in 
Art. 26 des Musterabkommens zur Vermei­
dung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet 
der Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen ebenfalls eine Pflicht zum Aus­
tausch von Informationen vorgesehen haben, 
die für die Sicherstellung der Einhaltung der 
nationalen Steuergesetze von Bedeutung zu 
sein scheinen. 

149. Schließlich hat es den Anschein, dass 
die Steuerhinterziehung trotz dieser Vor­
schriften zunimmt und dass der Kampf 
gegen ein solches Verhalten eine Verstär­
kung der Aktionsmittel auf gemeinschaft­
licher 44 oder internationaler 4 5 Ebene er­
forderlich macht oder gemacht hat. 

150. Wenn der Gerichtshof zu der Auffas­
sung gelangen würde, dass der Ausschluss 
von einem Steuervorteil im Rahmen des 
Kapitalverkehrs mit einem dritten Land, das 

kein Abkommen mit dem betreffenden Mit­
gliedstaat abgeschlossen hat, das einen In­
formationsaustausch vorsieht, eine unver­
hältnismäßige Maßnahme ist, würden die 
Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten un­
weigerlich das Druckmittel verlieren, das die 
dritten Länder zur Eingehung solcher Ver­
pflichtungen anhalten kann. Dies würde den 
Kampf gegen die Steuerhinterziehung er­
schweren und ein Ungleichgewicht zum 
Schaden der Gemeinschaft schaffen. 

151. Ich bin für mein Teil der Auffassung, 
dass dieses Druckmittel notwendig ist, um 
Steuerhinterziehung und Steuerflucht zu 
bekämpfen, und dass Art. 56 EG, was die 
Kapitalbewegungen nach oder aus den Dritt­
ländern betrifft, als eine bedingte Liberalisie­
rung verstanden werden muss. Ein Mitglied­
staat ist daher meines Erachtens berechtigt, 
diese Liberalisierung von der Bedingung 
abhängig zu machen, dass diese Länder sich 
verpflichten, mit seinen nationalen Behörden 
eine Verwaltungszusammenarbeit und eine 
gegenseitige Hilfe auf einem Niveau zu 
pflegen, das dem innergemeinschaftlichen 
Niveau gemäß der Richtlinie 77/799 ent­
spricht. 

152. Dieses Erfordernis scheint mir auch 
deshalb annehmbar zu sein, weil die Richt­
linie 77/799 dank der in ihrem Art. 8 fest­
gelegten Grenze den Mitgliedstaaten aufer­
legt, gewissermaßen einen „Äquivalenz­
grundsatz" in dem Sinn zu beachten, dass 
sie, um eine ordnungsgemäße Festsetzung 
der dem ersuchenden Staat geschuldeten 
Steuer sicherzustellen, verpflichtet sind, zu 

44 — Vgl. insoweit die Mitteilung der Kommission an den Rat, das 
Europäische Parlament und den Europäischen Wirtschafts­
und Sozialausschuss hinsichtlich der Notwendigkeit der 
Entwicklung einer koordinierten Strategie zur Verbesserung 
d e r B e k ä m p f u n g d e s S t e u e r b e t r u g e s ( K O M 
[2006] 254 endg.). 

45 — Vgl. die Änderungen des Art. 26 des Musterbesteuerungs­
abkommens der OECD, die vom OECD-Ausschuss für 
Steuerfragen am 1. Juni 2004 gebilligt wurden. 
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dessen Gunsten die gleichen Ermittlungen 
wie die anzustellen, zu denen sie bei der 
Anwendung ihrer eigenen Vorschriften be­
rechtigt wären, und keine Anstrengungen zu 
unternehmen, die ihnen nach ihren Rechts­
vorschriften und Verwaltungspraktiken nicht 
erlaubt sind 46. 

153. Demgemäß stehe ich auf dem Stand­
punkt, dass Rechtsvorschriften, nach denen 
die von mehreren Voraussetzungen abhän­
gige Befreiung von der Einkommensteuer auf 
Dividenden, die in Form von Aktien einer 
Tochtergesellschaft ausgeschüttet werden, 
nur gewährt werden kann, wenn die aus­
schüttende Muttergesellschaft ihren Sitz in 
einem Land des EWR oder in einem Staat 
hat, mit dem der Mitgliedstaat ein Steuerab­
kommen geschlossen hat, das eine Vorschrift 
über den Informationsaustausch enthält, 
durch die Notwendigkeit gerechtfertigt sein 
können, die Wirksamkeit von Steuerkontrol­
len sicherzustellen. 

154. Diese Schlussfolgerung muss freilich 
von einer Bedingung abhängig gemacht 
werden. Eine solche Rechtfertigung kann 
nur zugelassen werden, wenn der betreffende 
Mitgliedstaat nicht selbst die Einhaltung der 
Voraussetzungen kontrollieren kann, von 
denen sein nationales Recht die Gewährung 
des betreffenden Steuervorteils abhängig 
macht. Es liegt auf der Hand, dass das Fehlen 
eines Abkommens, das einen Informations­
austausch mit dem betreffenden dritten 
Land vorsieht, in dem Fall, dass die nationa­
len Steuerbehörden mit eigenen Mitteln eine 
solche Kontrolle selbst durchführen können, 
den Mitgliedstaat nicht daran hindert, eine 

wirkliche und wirksame Kontrolle der Ein­
haltung seiner Rechtsvorschriften vorzuneh­
men. 

155. Im vorliegenden Fall haben das Skatte­
verk und die schwedische Regierung be­
hauptet, die nationalen Steuerbehörden seien 
nicht in der Lage, die Erfüllung der ersten, 
der dritten, der vierten und der letzten 
Voraussetzung des schwedischen Gesetzes 
nachzuprüfen. Für meine Begriffe ist dies 
eine Tatsachenbeurteilung, für die das natio­
nale Gericht zuständig ist. Die betreffende 
Beschränkung kann daher nur dann für mit 
den Art. 56 EG und 58 EG vereinbar erklärt 
werden, wenn das nationale Gericht fest­
stellt, dass diese Voraussetzungen von den 
schwedischen Steuerbehörden nicht mit 
eigenen Mitteln nachgeprüft werden können 
und Informationen erforderlich machen, die 
allein die zuständigen Behörden des Staates 
erteilen können, in dem die ausschüttende 
Muttergesellschaft ihren Sitz hat. 

156. Demgemäß schlage ich vor, auf die 
Vorabentscheidungsfrage zu antworten, dass 
die Art. 56 EG und 58 EG dahin auszulegen 
sind, dass Rechtsvorschriften, nach denen die 
Befreiung von der Einkommensteuer auf 
Dividenden, die in Form von Aktien einer 
Tochtergesellschaft ausgeschüttet werden, 
nur gewährt werden kann, wenn die aus­
schüttende Muttergesellschaft ihren Sitz in 
einem Land des EWR oder in einem Staat 
hat, mit dem der Mitgliedstaat ein Steuerab­
kommen geschlossen hat, das eine Vorschrift 
über den Informationsaustausch enthält, 
eine Beschränkung des Kapitalverkehrs dar­
stellen. Eine solche Beschränkung ist durch 
die Notwendigkeit, die Wirksamkeit von 
Steuerkontrollen sicherzustellen, gerechtfer-

46 — Diese Grenze ist durch die Richtlinie 2004/56/EG des Rates 
vom 21. April 2004 zur Änderung der Richtlinie 77/799 
eindeutig bestätigt worden (ABl. L 127, S. 70). 
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tigt, wenn die Steuerbefreiung von Voraus­
setzungen abhängig ist, die von den natio­
nalen Steuerbehörden nicht mit eigenen 
Mitteln geprüft werden können und die 

Informationen erfordern, die allein die zu­
ständigen Behörden des Staates, in dem die 
ausschüttende Gesellschaft ihren Sitz hat, 
beschaffen können. 

IV — Ergebnis 

157. In Anbetracht der vorstehenden Erwägungen schlage ich dem Gerichtshof vor, 
die vom Regeringsrätt vorgelegte Vorabentscheidungsfrage wie folgt zu beant­
worten: 

Die Art. 56 EG und 58 EG sind dahin auszulegen, dass Rechtsvorschriften, nach 
denen die Befreiung von der Einkommensteuer auf Dividenden, die in Form von 
Aktien einer Tochtergesellschaft ausgeschüttet werden, nur gewährt werden kann, 
wenn die ausschüttende Muttergesellschaft ihren Sitz in einem Land des 
Europäischen Wirtschaftsraums oder in einem Staat hat, mit dem der Mitgliedstaat 
ein Steuerabkommen geschlossen hat, das eine Vorschrift über den Informations­
austausch enthält, eine Beschränkung des Kapitalverkehrs darstellen. 

Eine solche Beschränkung ist durch die Notwendigkeit, die Wirksamkeit von 
Steuerkontrollen sicherzustellen, gerechtfertigt, wenn die Steuerbefreiung von 
Voraussetzungen abhängig ist, die von den nationalen Steuerbehörden nicht mit 
eigenen Mitteln geprüft werden können und die Informationen erfordern, die allein 
die zuständigen Behörden des Staates, in dem die ausschüttende Gesellschaft ihren 
Sitz hat, beschaffen können. 
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